
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 18.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Arbeitnehmendenschutz, Kinder- und Jugendpolitik
Akteure Keine Einschränkung
Prozesstypen Bundesratsgeschäft
Datum 01.01.1990 - 01.01.2020

01.01.90 - 01.01.20ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Ackermann, Nadja
Benteli, Marianne
Berclaz, Philippe
Bernhard, Laurent
Bieri, Niklaus
Bovey, Audrey
Burgos, Elie
Bühlmann, Marc
Frick, Karin
Giger, Nathalie
Guignard, Sophie
Gökce, Melike
Heer, Elia
Heidelberger, Anja
Hirter, Hans
Kuhn, Sarah
Käppeli, Anita
Mosimann, Andrea
Pasquier, Emilia
Porcellana, Diane
Schneuwly, Joëlle
Zumbach, David

Bevorzugte Zitierweise

Ackermann, Nadja; Benteli, Marianne; Berclaz, Philippe; Bernhard, Laurent; Bieri,
Niklaus; Bovey, Audrey; Burgos, Elie; Bühlmann, Marc; Frick, Karin; Giger, Nathalie;
Guignard, Sophie; Gökce, Melike; Heer, Elia; Heidelberger, Anja; Hirter, Hans; Kuhn,
Sarah; Käppeli, Anita; Mosimann, Andrea; Pasquier, Emilia; Porcellana, Diane;
Schneuwly, Joëlle; Zumbach, David 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik:
Arbeitnehmendenschutz, Kinder- und Jugendpolitik, Bundesratsgeschäft, 1990 - 2019.
Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft, Universität Bern.
www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 18.04.2024.

01.01.90 - 01.01.20ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Grundlagen der Staatsordnung
1Politische Grundfragen

1Verfassungsfragen

1Rechtsordnung

1Bürgerrecht

2Strafrecht

2Privatrecht

3Kriminalität

5Aussenpolitik
5Beziehungen zu internationalen Organisationen

6Öffentliche Finanzen
6Voranschlag

7Infrastruktur und Lebensraum
7Verkehr und Kommunikation

7Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

7Luftfahrt

8Sozialpolitik
8Bevölkerung und Arbeit

8Arbeitsmarkt

9Arbeitnehmerschutz

15Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

15Suchtmittel

17Sport

17Sozialversicherungen

17Soziale Gruppen

17Familienpolitik

18Kinder- und Jugendpolitik

25Bildung, Kultur und Medien
25Kultur, Sprache, Kirchen

25Kulturpolitik

01.01.90 - 01.01.20 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

UNO Organisation der Vereinten Nationen
SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
ETH Eidgenössische Technische Hochschule
RK-SR Kommission für Rechtsfragen des Ständerates
WAK-SR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates
BAG Bundesamt für Gesundheit
RK-NR Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats
FK-SR Finanzkommission des Ständerates
EU Europäische Union
WHO World Health Organization
EWR Europäischer Wirtschaftsraum
SUVA Schweizerische Unfallversicherungsanstalt
ZGB Zivilgesetzbuch
WAK-NR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
IAO Internationale Arbeitsorganisation
ILO Internationale Arbeitsorganisation
SAJV Schweizerische Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbände
J+S Jugend und Sport
EKJ Eidgenössische Kommission für Jugendfragen
EntsG Entsendegesetz
WeBiG Bundesgesetz über die Weiterbildung
BAK Bundesamt für Kultur

ONU Organisation des Nations unies
CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

Etats
EPF École polytechnique fédérale
CAJ-CE Commission des affaires juridiques du Conseil des Etats
CER-CE Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
OFSP Office fédéral de la santé publique
CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national
CdF-CE Commission des finances du Conseil des Etats
UE Union européenne
OMS Organisation mondiale de la Santé
EEE l'Espace économique européen
SUVA Caisse nationale suisse d'assurance en cas d'accidents
CC Code civil
CER-CN Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
BIT Bureau International du Travail
OIT Organisation internationale du travail
CSAJ Conseil Suisse des Activiés de Jeunesse
J+S Jeunesse et Sport
CFJ Commission fédérale pour la jeunesse
LDét Loi sur les travailleurs détachés
LFCo Loi fédérale sur la formation continue
OFC Office fédéral de la culture

01.01.90 - 01.01.20 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Verfassungsfragen

Bei den Grundrechten wichen die Räte in zwei Punkten von ihrer Devise ab, keine
materiellen Neuerungen gegenüber der bestehenden Verfassung und der Rechtspraxis
einzuführen. Nachdem sich Redner aus allen Parteien dafür eingesetzt hatten, nahm
der Nationalrat auf Antrag seiner Kommission einen Artikel in die Verfassung auf, der
den Bund verpflichtet, auf dem Gesetzesweg Massnahmen zur Beseitigung von
Benachteiligungen von Behinderten zu treffen. Der Ständerat hatte einen
entsprechenden Antrag Brändli (svp, GR) ursprünglich abgelehnt, lenkte dann aber ein.
Der Nationalrat nahm zudem in erster Lesung einen von der SP geforderten speziellen
Kinderartikel unter die Grundrechte auf. Danach sollen Kinder und Jugendliche Recht
auf besonderen Schutz und Anspruch auf eine harmonische Entwicklung haben.
Bundesrat Koller hatte vergeblich gegen den Anspruch auf harmonische Entwicklung
argumentiert, dass damit ein einklagbares Grundrecht geschaffen werde, das gar nicht
justiziabel sei. Der Ständerat reduzierte diesen Anspruch dann auf das Postulat der
Förderung der Entwicklung der Kinder und Jugendlichen und konnte sich damit
durchsetzen.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.01.1998
HANS HIRTER

Rechtsordnung

Bürgerrecht

In Ausführung der im Vorjahr überwiesenen Motion Portmann (cvp, GR) (89.635) legte
der Bundesrat im Oktober seine Botschaft über die erleichterte Einbürgerung junger
Ausländer vor. Er schlug darin einen neuen Verfassungsartikel vor, der festhält, dass der
Bund die Einbürgerung junger, in der Schweiz aufgewachsener Ausländer erleichtert.
Erschwerende Erfordernisse in Bezug auf Wohnsitzdauer in der
Einbürgerungsgemeinde sowie prohibitive kantonale und kommunale
Einbürgerungstaxen wären damit nicht mehr möglich. In einigen Kantonen und
Gemeinden sind derartige Erleichterungen bereits in Kraft oder in Vorbereitung (u.a.
GE, VD und ZH). 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.12.1992
HANS HIRTER

Beide Parlamentskammern hiessen den im Vorjahr vom Bundesrat vorgeschlagenen
Verfassungsartikel für eine Erleichterung der Einbürgerung junger Ausländer und
Ausländerinnen gut. Gemäss den Ausführungen von Bundesrat Koller im Ständerat ist
vorgesehen, dass für in der Schweiz geborene oder in die Schule gegangene
Jugendliche im Alter zwischen 16 und 24 Jahren das Verfahren vereinfacht, die
vorgeschriebene Wohnsitzdauer in der Einbürgerungsgemeinde verkürzt und die
Gebühren reduziert werden sollen. Im Ständerat erwuchs dem Vorschlag keine
Gegnerschaft; im Nationalrat opponierten Schweizer Demokraten (SD) und Lega, die
Autopartei (AP) sowie der Freisinnige Giger (SG). Der neue Verfassungsartikel wurde hier
mit 113 zu 19 Stimmen angenommen. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.1993
HANS HIRTER

Im Rahmen der Beratungen über die Totalrevision der Bundesverfassung beschloss das
Parlament, das Recht auf eine erleichterte Einbürgerung für staatenlose Kinder in den
Text aufzunehmen.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.06.1998
HANS HIRTER
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Strafrecht

In der Differenzbereinigung befasste sich der Ständerat in der Märzsession mit der
Revision der Bestimmungen über strafbare Handlungen gegen die sexuelle Integrität. Er
stimmte dem Nationalrat in Bezug auf die Straffreiheit von Handlungen zu, die sich
zwischen Kindern von weniger als 14 Jahren abspielen. Hingegen lehnte er den
Beschluss der Volkskammer ab, auch dann von einer Strafverfolgung abzusehen, wenn
bei Beteiligung von 14-16 jährigen der Altersunterschied nicht mehr als vier Jahre
beträgt. Immerhin soll bereits der Untersuchungsrichter unter bestimmten Umständen
— konkret bei echten Liebesbeziehungen — auf eine Strafverfolgung verzichten können.

In der Frage der strafrechtlichen Verfolgung der Vergewaltigung in der Ehe hatte im
Ständerat seit der Erstberatung 1987 ein grundlegender Meinungswandel stattgefunden.
Umstritten war nicht mehr das Prinzip der Bestrafung, sondern lediglich noch die
Ausgestaltung als Offizial- oder Antragsdelikt. Mit 21 zu 5 Stimmen schloss sich der Rat
der Volkskammer an und beschloss, Vergewaltigung in der Ehe nur auf Antrag
strafrechtlich zu verfolgen. Auch bei allen übrigen Differenzen schloss er sich dem
Nationalrat an. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.03.1991
HANS HIRTER

Dem Nationalrat ging der Vorschlag des Ständerats zur Entkriminalisierung der
sogenannten Jugendliebe zuwenig weit. Er hielt an seinem Beschluss fest, innerhalb
einer auf drei Jahre reduzierten Altersdifferenz die Jugendliebe nicht mehr zu
bestrafen. Andererseits hob er die generelle Straffreiheit für Handlungen, an denen
ausschliesslich Kinder von weniger als 14 Jahren beteiligt sind, wieder auf. Damit wollte
er verhindern, dass zwar Handlungen zwischen 15 und 19jährigen, nicht aber solche
zwischen 5 und 13jährigen strafrechtlich verfolgt werden müssen. Der Ständerat schloss
sich dieser Lösung an. Die bereinigte Vorlage wurde im Nationalrat mit drei, im
Ständerat ohne Gegenstimmen verabschiedet. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.07.1991
HANS HIRTER

Privatrecht

Der Vorschlag, das Mündigkeits- und Ehefähigkeitsalter von 20 auf 18 Jahre zu senken,
wurde in der im Vorjahr eingeleiteten Vernehmlassung weitgehend begrüsst.
Grundsätzlich nicht einverstanden waren lediglich der Schweizerische Gemeinnützige
Frauenverein, die Organisationen der Fürsorge und der Berufsberatung sowie die
Schweizerische Bischofskonferenz. In vielen Stellungnahmen war allerdings gegen eine
Senkung des Schutzalters für jugendliche Arbeitnehmer, die nicht in einem
Lehrverhältnis stehen, opponiert worden. Der Bundesrat beschloss deshalb, dieses
beizubehalten. Hingegen lehnte er die namentlich von Sozialfürsorgeorganisationen
geforderten speziellen Konsumentenschutzvorschriften für Jugendliche ab. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.1992
HANS HIRTER

Im Sinne einer Anpassung an veränderte Lebensgewohnheiten und in Erfüllung diverser
parlamentarischer Vorstösse beantragte der Bundesrat die Senkung des
zivilrechtlichen Mündigkeits- und Ehefähigkeitsalters von 20 auf 18 Jahre. Im Vergleich
zum Vernehmlassungstext nahm der Bundesrat noch einige Änderungen vor. So sprach
er sich gegen eine Senkung der Unterhaltspflicht der Eltern für in Ausbildung stehende
Kinder aus und schlug auch vor, den Sonderschutz für jugendliche Arbeitnehmer bis
zum Erreichen des 20. Altersjahres beizubehalten. Der Forderung nach der Einführung
von speziellen Konsumentenschutzvorschriften für mündige, aber noch nicht 20jährige
Bürger lehnte er hingegen ab. Der Ständerat verabschiedete die Vorlage bereits in der
Sommersession; Opposition erwuchs der Neuerung lediglich von Morniroli (lega, TI). 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.09.1993
HANS HIRTER

Der Nationalrat beschloss als Zweitrat die Senkung des zivilrechtlichen Mündigkeits-
und Ehefähigkeitsalters von 20 auf 18 Jahre. Ein von der LP-Fraktion unterstützter
Nichteintretensantrag Stamm (cvp, LU), welche die Vorlage als überflüssig betrachtete
und zudem einen Abbau von Schutzbestimmungen für Jugendliche befürchtete, lehnte
der Rat deutlich ab. Keine Chance hatte aber auch ein Antrag Allenspach (fdp, ZH), die
Alterslimite für jugendliche Arbeitnehmer (mit Ausnahme der Lehrlinge), welche gemäss
Arbeitsrecht einen Sonderschutz geniessen, aber auch einer besonderen Aufsicht
unterstellt sind, ebenfalls von 20 auf 18 Jahre zu senken. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.10.1994
HANS HIRTER
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Der Bundesrat beschloss, die im Vorjahr vom Parlament verabschiedete Senkung des
Mündigkeitsalters von 20 auf 18 Jahre auf den 1. Januar 1996 in Kraft zu setzen. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.12.1995
HANS HIRTER

Kriminalität

Der Bundesrat konkretisierte die Unverjährbarkeitsinitiative und schickte den Entwurf
im Mai in die Vernehmlassung. Das 2008 angenommene Volksbegehren fordert, dass
Sexualverbrechen an Kindern nicht verjähren können. Umstritten an der Umsetzung war
die Altersgrenze. Der Bundesrat setzte diese bei zehn Jahren an, also zum Zeitpunkt, zu
dem nach Einschätzung medizinischer Experten die Pubertät beginnt. Die Verfasser der
Initiative forderten jedoch 14 Jahre als Altersgrenze. Das Problem der Rückwirkung
regelte der Bundesrat so, dass Unverjährbarkeit für all jene Vergehen gelten solle, die
zum Zeitpunkt der Annahme der Initiative noch nicht verjährt waren. Hier hatten die
Initiantinnen die rechtlich heikle Forderung nach Rückwirkung für alle sexuellen
Handlungen an Kindern gefordert. Die Parteien stimmten den Vorschlägen des
Bundesrates in der Vernehmlassung mehrheitlich zu. Einzig die SVP lehnte den Entwurf
ab und forderte eine Altersgrenze von 16 Jahren. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.05.2010
MARC BÜHLMANN

Mit der Annahme der Volksinitiative „Für die Unverjährbarkeit pornographischer
Straftaten an Kindern“ stimmten Volk und Stände der Aufnahme eines neuen
Verfassungsartikels 123b zu. Die unpräzise Formulierung dieses Artikels verlangte
jedoch eine Umsetzung der Forderung auf Gesetzesstufe. Der Bundesrat erarbeitete
deshalb einen Entwurf zu einem Bundesgesetz zur Umsetzung von Artikel 123b der
Bundesverfassung über die Unverjährbarkeit sexueller und pornografischer Straftaten
an Kindern vor der Pubertät. Dieser Entwurf sieht durch eine Revision des
Strafgesetzbuches, des Militär- und Jugendstrafgesetzes vor, dass von mündigen Tätern
begangene sexuelle Handlungen mit Kindern, sexuelle Nötigungen, Vergewaltigungen
und Schändungen unverjährbar werden. Diese Regelung betrifft auch alle Handlungen,
die am Abstimmungstag noch nicht verjährt waren. Der Nationalrat schuf eine Differenz
zum Entwurf des Bundesrates, indem er eine ausdrückliche Auflistung von sexuellen
Handlungen mit Anstaltshäftlingen, Gefangenen und Beschuldigten sowie die
Ausnützung von Notlagen in den Strafbestandkatalog forderte. Diese Tatbestände sind
vom Bundesrat nicht in den Entwurf aufgenommen worden, da sie nach herrschender
Doktrin unter sexuelle Handlungen mit Kinder fallen. Der Ständerat stimmte jedoch der
vom Nationalrat vorgenommen Ergänzung zu. Beide Räte nahmen das Gesetz in der
Schlussabstimmung einstimmig an und es kann somit am 1. Januar 2013 in Kraft
treten. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.06.2012
NADJA ACKERMANN

Durch eine Teilrevision des Obligationenrechts (OR) wollte der Bundesrat regeln, unter
welchen Umständen eine Meldung von Arbeitnehmern auf Unregelmässigkeiten am
Arbeitsplatz, sogenanntes Whistleblowing, rechtmässig ist. Der vorgelegte
Gesetzesentwurf räumte der internen Behandlung einer solchen Meldung Priorität ein.
Nur unter den Umständen, dass die Meldung eine Straftat oder einen Verstoss gegen
das öffentliche Recht beträfe und nicht oder nicht genügend beachtet würde, wäre der
Gang an eine Behörde zulässig. Eine Ausnahme besteht, wenn der Arbeitnehmer
aufgrund der Erfahrung in früheren Fällen davon ausgehen muss, dass der Arbeitgeber
nicht ausreichend auf die Meldung eingehen wird. Eine direkte Meldung an die
Öffentlichkeit ist jedoch in keinem Fall gestattet. Da die Vorschläge betreffend den
Ausbau des Kündigungsschutzes in der Vernehmlassung kontrovers diskutiert worden
waren, will der Bundesrat diese Frage erst noch ausklammern und die Ergebnisse einer
laufenden Studie abwarten. Wenn der Kündigungsschutz ausgedehnt werden solle, so
solle dies gesamthaft und nicht nur im Falle des Whistleblowing geschehen. So bleibt
eine im Anschluss an eine rechtmässige Meldung ausgesprochene Kündigung zwar
weiterhin missbräuchlich, aber gültig. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.11.2013
NADJA ACKERMANN
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In Umsetzung einer Motion Aubert (sp, VD) aus dem Jahr 2008 erstellte der Bundesrat
einen Entwurf, um durch Anpassungen am ZGB den Kindesschutz zu verbessern. Nach
Kenntnisnahme der Vernehmlassungsergebnisse verabschiedete er am 15. April 2015 die
entsprechende Botschaft zuhanden des Parlaments. Eine Gefährdung des Kindeswohls
der Kindesschutzbehörde melden müssen nach geltendem Recht nur Personen mit
amtlicher Tätigkeit wie beispielsweise Behördenmitglieder oder Lehrpersonen. Diese
Meldepflicht soll nun auch auf Fachpersonen aus den Bereichen Betreuung, Bildung,
Religion und Sport ausgeweitet werden, die beruflich in besonderer und regelmässiger
Beziehung zum Kind stehen, sofern sie dem Kind nicht im Rahmen ihrer eigenen
Tätigkeit helfen können. Von der Meldepflicht ausgenommen bleiben hingegen
Personen, die nur im Freizeitbereich tätig sind, wie etwa ehrenamtliche
Sporttrainerinnen und Sporttrainer. Der Kreis der Meldepflichtigen beschränkt sich
somit auf Fachpersonen, welchen es zugetraut werden kann, Kindeswohlgefährdungen
einzuschätzen. Personen, die dem Berufsgeheimnis unterstehen, sollen ein Melderecht
erhalten. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.04.2015
KARIN FRICK

Auf Antrag seiner Rechtskommission trat der Nationalrat in der Aprilsession 2016 nicht
auf die ZGB-Revision zum Kindesschutz ein. Das Hauptargument war, dass der
bestehende Schutz ausreiche und die Reform mehr Unsicherheit als Rechtssicherheit
bringe. Berufsgeheimnisträgerinnen und -träger haben heute schon ein Melderecht,
wenn an einem Kind eine strafbare Handlung vollzogen wurde. Die vorgesehene
Loslösung von der bereits erfolgten strafbaren Handlung und neue Anknüpfung an den
Begriff der Kindeswohlgefährdung biete einen zu grossen Ermessensspielraum und
öffne unbegründeten und irrtümlichen Gefährdungsmeldungen Tür und Tor. Die Mitte-
Links-Minderheit argumentierte erfolglos, es brauche eine für alle Kantone einheitliche
Regelung und die Ausdehnung der Meldepflicht auf Fachpersonen stelle dabei eine
sinnvolle und zweckmässige Lösung dar. Auf einen ausgedehnten Schlagabtausch im Rat
folgte eine knappe Abstimmung: Die geschlossene Stimmkraft der SVP- und der FDP-
Fraktion reichte aus, um das Mitte-Links-Lager zu überstimmen. Nichteintreten wurde
mit 96 zu 88 Stimmen bei 2 Enthaltungen beschlossen. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.04.2016
KARIN FRICK

Nachdem der Nationalrat im April 2016 nicht auf die Revision des ZGB zum Ausbau des
Kindesschutzes eingetreten war, war es in der Herbstsession desselben Jahres am
Ständerat, sich als Zweitrat der Vorlage anzunehmen. Die kleine Kammer zeigte sich
dabei wesentlich offener gegenüber der Vorlage. Ihre Rechtskommission hatte die
Vorlage einstimmig (bei einer Enthaltung) angenommen. Bei der Debatte im Plenum
argumentierten die Gegner der Vorlage, angeführt von Hannes Germann (svp, SH)
vergeblich, eine Revision des zuletzt 2013 angepassten Kindes- und
Erwachsenenschutzrechts sei grundsätzlich unnötig und darüber hinaus werde der
vorliegende Entwurf beim «subjektiven Thema Kindeswohl» zu Denunziantentum
führen. Die Befürworter wiesen darauf hin, dass die vorgeschlagene Erweiterung der
Meldepflicht und des Melderechts nicht heisse, dass eine Behörde bei jeder
zusätzlichen Meldung einschreite. Die rechtlichen Grundlagen für ein Einschreiten der
Behörden sowie die Möglichkeiten, sich dagegen zu wehren, blieben dieselben. Das Ziel
der Vorlage sei einzig, dass die Behörden überhaupt einmal die Möglichkeit hätten,
hinzuschauen. So könne man etwas gegen die hohe Dunkelziffer beim
Kindesmissbrauch unternehmen. Der Ständerat stimmte schlussendlich mit 33 zu 6
Stimmen für Eintreten. In der Detailberatung fügte die Ständekammer auf Wunsch ihrer
Rechtskommission noch eine Ausnahme hinzu, wonach die zuständige Behörde im Fall
von Anwälten und Anwältinnen keine Anträge auf Entbindung vom Berufsgeheimnis
stellen kann. Mit 33 zu 5 Stimmen bei 4 Enthaltungen schickte sie die Vorlage
anschliessend zurück an den Nationalrat. Anders als im Nationalrat stimmten bei der
Gesamtabstimmung weder die FDP noch die SVP geschlossen gegen die Vorlage. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.09.2016
ELIA HEER

In der Wintersession 2017 nahmen die beiden Räte die Differenzbereinigung bei der
Änderung des ZGB zur Ausweitung der Meldepflichten und Melderechte im
Kindesschutz in Angriff. Der Nationalrat trat nach einer emotional geführten Debatte
mit 102 zu 92 Stimmen bei 2 Enthaltungen auf die Vorlage ein. Als Erstrat hatte er im
April 2016 Eintreten noch verweigert. Ausschlaggebend für das nun gegenteilige
Ergebnis war, dass sich diesmal die FDP-Fraktion nicht geschlossen gegen Eintreten
stellte. Sechs freisinnige Abweichler genügten, damit der Nationalrat entschied, sich
der Vorlage anzunehmen. Bei der Detailberatung traten FDP und SVP dann wieder
geschlossen auf und erwirkten zusammen eine Verschärfung der Bedingungen für das

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2017
ELIA HEER
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Melderecht und die Meldepflicht. Diese sollen nun erst bei «konkreten Hinweisen» auf
Kindsmisshandlung zur Geltung kommen. Die grosse Kammer setzte sich damit über
den Willen des Bundesrates, seiner Rechtskommission und des Ständerats hinweg. 
Der Ständerat hielt daraufhin jedoch an seiner ursprünglichen Formulierung fest,
wonach das Melderecht schon greifen soll, wenn die körperliche, psychische oder
sexuelle Integrität des Kindes «gefährdet erscheint». 
Weil anschliessend keiner der beiden Räte einlenkte, kam es zu einer
Einigungskonferenz. Diese fand einen Kompromiss, indem sie für die Melderechte die
niederschwelligere Formulierung des Ständerates und für die Meldepflichten die
höhere Hürde des Nationalrates vorschlug. In den Schlussabstimmungen stimmten der
Nationalrat mit 126 zu 64 und der Ständerat mit 43 zu 0 Stimmen schliesslich für die
Vorlage. 15

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Le Conseil fédéral a présenté durant l’année sous revue son message relatif à la mise en
oeuvre des conventions sur l'enlèvement international d'enfants ainsi que l'approbation
et la mise en oeuvre des conventions de La Haye en matière de protection des enfants
et des adultes. Au Conseil national, l’entrée en matière sur cet objet n’a pas été
contestée. Les rapporteurs de la commission ont souligné que la mise en œuvre des
conventions de La Haye visait avant tout à mettre à profit l’expérience acquise lors de
procédures de retours d’enfants ayant été enlevés par l’un de leurs parents pour revoir
les principes régissant la protection des enfants et le respect de leur bien-être. Les
députés ont toutefois modifié le projet du gouvernement sur plusieurs points. Ils ont en
effet décidé que, dès le début, les parents devaient essayer de trouver une solution
d’un commun accord, au moyen d’une procédure de médiation, et que l’enfant devait
être soutenu par un curateur ou un représentant, afin que ses intérêts aient autant de
poids que ceux de ses parents lors de la procédure. La majorité de la commission, qui
proposait d’établir à l’échelon national un réseau d’experts disposés à intervenir
d’urgence, afin d’offrir à l’enfant un soutien rapide, a été suivie par le plénum. Sur la
question de savoir si l’exécution de la décision de restitution pouvait être suspendue,
une minorité Huber (prd, UR) ne souhaitait introduire aucune disposition
complémentaire dans la loi, estimant que la procédure de retour s’en trouverait de fait
rallongée. Jugeant qu’il devait être possible de surseoir au retour de l’enfant, le plénum
a toutefois suivi la majorité de la commission par 68 voix contre 54. Au vote sur
l’ensemble, le projet a été adopté à l’unanimité.

Au Conseil des Etats, l’entrée en matière n’a pas non plus été contestée. Le plénum a
suivi les décisions du Conseil national, à l’exception de deux dispositions : il a biffé une
proposition du Conseil national, qui prévoyait que l’avis de l’enfant soit pris en compte
lors d’une procédure de retour. Il a également rejeté le principe qu’un tribunal puisse
surseoir à l'exécution de la décision de retour si des circonstances extraordinaires
surviennent, qui s'y opposent (avec le risque de faire repartir de zéro toute la
procédure judiciaire). Au vote sur l’ensemble, le Conseil des Etats a adopté le projet
modifié par 36 voix contre 0. Le Conseil national s’est ensuite rallié tacitement aux
propositions du Conseil des Etats. 16
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Beziehungen zu internationalen Organisationen

Suite à la motion déposée en 2012 par la conseillère nationale Viola Amherd (pdc, VS), le
Conseil fédéral a, à la fin de l'année 2015, soumis au Parlement un projet d'arrêté
fédéral concernant l'approbation du troisième protocole facultatif à la Convention
relative aux droits de l'enfant. Le protocole en question introduit principalement des
mécanismes de communication et de contrôle afin de garantir que les droits dont la
Convention onusienne fait mention soient pleinement observés.
La chambre des Etats, en tant que premier conseil, s'est prononcée sans opposition en
faveur de l'entrée en matière en septembre 2016. L'objet fédéral a cependant suscité
davantage de débat en décembre 2016, parmi les rangs du Conseil national. Portant la
voix de l'Union démocratique du centre, Andrea Martina Geissbühler (udc, BE) a dans un
premier temps tenu à souligner la nature exclusivement procédurale de ce troisième
protocole, ne comportant aucune réelle disposition juridique et ne contribuant donc
que de manière infime et partielle à une meilleure protection de l'enfant. Une critique
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à laquelle se sont ajoutées les remarques de son collègue de parti Yves Nidegger (udc,
GE), appelant à user du droit international avec modération et à y recourir en dernière
instance uniquement, soit lorsque les moyens communaux, cantonaux et finalement
nationaux s'avèrent insuffisants. A l'opposé de l'échiquier politique helvétique, la
genevoise Lisa Mazzone (verts, GE) a, lors de son intervention, soulevé l'importance du
symbole que représentait l'engagement de la Suisse pour le respect des droits de
l'enfant vis-à-vis de la communauté internationale. La chambre basse s'est finalement
montrée favorable à la proposition du Conseil fédéral lors du vote sur l'ensemble (116
voix pour et 66 contre).
Le projet a en définitive été accepté par chacune des deux chambres lors du vote final
du 16 décembre 2016 (132 voix pour et 66 contre au Conseil national; 39 voix pour, 1
contre et 3 abstentions au Conseil des Etats). 17

Öffentliche Finanzen

Voranschlag

In der Wintersession 2019 behandelte der Ständerat als Erstrat den Voranschlag 2020.
Hannes Germann (svp, SH) stellte die Vorlage im Namen der Kommission vor. Er
bezeichnete die Budgetsituation als positiv, zumal trotz STAF und allgemein starkem
Ausgabenwachstum dank der Dynamik bei der direkten Bundessteuer und den
Verrechnungssteuern ein Überschuss erwartet werde. Er verwies auf die Nachmeldung
des Bundesrates vom 27. September 2019, in der dieser eine Nachzahlung von
Genossenschaftsbeiträgen an die Nationale Genossenschaft für die Lagerung
radioaktiver Abfälle in der Höhe von CHF 158 Mio. beantragt hatte. Nach einem
Überblick stellte er die Mehrheitsanträge der FK-SR kurz vor, die gegenüber der
Bundesratsvorlage Mehrausgaben von CHF 122.3 Mio. mit sich bringen würden. In der
Folge diskutierte der Ständerat ausschliesslich über diese Kommissionsanträge. 
Die Erhöhung der Unterstützung von Organisationen im Bereich der ausserschulischen
Kinder- und Jugendförderung um CHF 4 Mio. auf CHF 14 Mio. lehnte Bundesrat Maurer
als Bagatellsubvention ab; die Gewährung solcher sei aber nicht Aufgabe des Bundes,
erklärte er. Peter Hegglin (cvp, ZG) betonte hingegen, dass sich der Bund seit
Inkrafttreten des Kinder- und Jugendförderungsgesetzes im Jahr 2013 jährlich mit CHF
10 Mio. an diesen Organisationen beteilige. Da sich die Zahl der Anspruchsgruppen
seither stetig vergrössert habe, die Beträge des Bundes jedoch gleich geblieben seien,
seien die Beiträge an die einzelnen Organisationen um fast 40 Prozent gesunken. Mit 27
zu 13 Stimmen folgte die kleine Kammer der Kommission in diesem Punkt. 
Diskussionen gab es ansonsten nur noch bezüglich der Bildungsausgaben. Hier
beabsichtigte die Kommissionsmehrheit eine Erhöhung des Finanzierungsbeitrags an
die ETH (+CHF 30 Mio.), der Beiträge für die berufliche Bildung (+CHF 15 Mio.), der
Grundbeiträge an die Universitäten (+CHF 20 Mio.) und die Fachhochschulen (+CHF 15
Mio.), der Ausbildungsbeiträge (+CHF 764'100), der Finanzhilfen für WeBiG (+CHF
200'300), der Beiträge für die Institutionen der Forschungsförderung (+CHF 15 Mio.)
sowie der Forschungseinrichtungen von nationaler Bedeutung (+CHF 3.1 Mio.). Damit
nehme man wie bereits im Voranschlag 2019 Bezug auf die BFI-Botschaft 2017-2020,
wobei die darin beschlossenen Ausgaben später um 3 Prozent reduziert worden waren,
um die Kostenbremse einhalten zu können, erklärte Erich Ettlin (cvp, OW) für die
Kommission. Da es die Finanzlage des Jahres 2020 erlaube, wolle man hier zu den
ursprünglichen Beträgen zurückkehren, nicht aber in den Finanzplanjahren, dort müsse
man dies in den jeweiligen Voranschlägen neu diskutieren. Eine Minderheit Hefti (fdp,
GL) beantragte, dem Bundesrat zu folgen und auf die Erhöhungen zu verzichten. Der
Bund schenke dem Bildungsbereich – richtigerweise – bereits genügend
Aufmerksamkeit, die entsprechenden Ausgaben würden von CHF 7.7 Mrd. (2018) auf
voraussichtlich CHF 8.6 Mrd. (2023) ansteigen, argumentierte Hefti. Weitere,
«giesskannenartige» Erhöhungen sollten nicht zum Gewohnheitsrecht werden. Auch
Finanzminister Maurer lehnte die Erhöhung ab. Man habe damals die nicht eingetretene
Teuerung überall herausgerechnet, wie es das Parlament später im Rahmen der Motion
Dittli (fdp, UR; Mo. 16.3705) bestätigt habe, einzig den Bildungsbereich nehme das
Parlament immer wieder von dieser Änderung aus. Dennoch sprach sich der Ständerat
deutlich für die verschiedenen Erhöhungen aus. 
Den übrigen Anträgen der Kommission folgte der Rat ohne grössere Diskussionen: Für
die finanzielle Unterstützung von Selbsthilfeprojekten bezüglich der Opfer von
fürsorgerischen Zwangsmassnahmen beantragte die Kommission eine Budgeterhöhung
von CHF 150'000 auf CHF 2 Mio. sowie eine Fortsetzung in den Finanzplanjahren. Da im
Parlament noch verschiedene Vorstösse für eine Fristverlängerung zur
Gesuchseinreichung für die Opfer von fürsorgerischen Zwangsmassnahmen hängig
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seien und der Bundesrat Empfehlungen einer unabhängigen Expertenkommission
«Administrative Versorgung» prüfe, solle dieser Betrag als Spielraum für solche Projekte
geschaffen werden, erklärte Christian Levrat (sp, FR) für die Kommission. Mit 27 zu 13
Stimmen sprach sich der Ständerat für diese Erhöhung aus. Im Sportbereich erhöhte er
einstimmig die Kredite für Sportverbände und andere Organisationen (+CHF 10 Mio.),
für nationale Sportanlagen (+CHF 5 Mio.) und für Wertberichtigungen im
Transferbereich (+CHF 5 Mio.) in Voranschlag und Finanzplan, um den «Zeitraum bis
zum frühestens für 2022 vorgesehenen Inkrafttreten des nächsten Nationalen
Sportanlagenkonzepts zu überbrücken», wie Hannes Germann zuvor für die Kommission
erklärt hatte. Den Kredit für Schweiz Tourismus erhöhte der Rat zur Umsetzung des vom
Parlament gefassten Beschlusses zur Wirtschaftsförderung um CHF 2.375 Mio.
Einstimmig nahm der Ständerat in der Folge den Bundesbeschluss Ia über den
Voranschlag für das Jahr 2020 an. 
Einen Änderungsantrag stellte die Kommission noch für den Bundesbeschluss Ib über
die Planungsgrössen im Voranschlag für das Jahr 2020: Hier beabsichtigte sie, die
Aufstockung bei den Institutionen der Forschungsförderung dem Schweizerischen
Nationalfonds zukommen zu lassen, während die Minderheit Hefti diese Vorschrift
genauso ablehnte wie die Erhöhung selbst. Einstimmig nahm der Ständerat die
Änderung an. Der Bundesbeschluss II über den Finanzplan für die Jahre 2021-2023
bedarf keiner Gesamtabstimmung, hingegen stimmte der Ständerat dem
Bundesbeschluss III über die Entnahmen aus dem Bahninfrastrukturfonds für das Jahr
2020 sowie dem Bundesbeschluss IV über die Entnahmen aus dem Nationalstrassen-
und Agglomerationsverkehrsfonds für das Jahr 2020 einstimmig zu. 18

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Mit einer Teilrevision des Bundesgesetzes über die Arbeit in Unternehmen des
öffentlichen Verkehrs wollte der Bundesrat die Regelung der Arbeitsbedingungen für
das Personal des öffentlichen Verkehrs vereinheitlichen und modernisieren. Zudem
wollte der Bundesrat Drittfirmen, die für Unternehmen des öffentlichen Verkehrs
Leistungen erbringen, ebenfalls dem revidierten Gesetz unterstellen. Es sei stossend,
wenn etwa für Sicherheitspersonal einer Drittfirma im Auftrag eines
Verkehrsunternehmens andere Arbeitsbedingungen gälten als für Sicherheitspersonal
von Verkehrsunternehmen, befand der Bundesrat. Dies sah der Nationalrat, welcher die
Vorlage im März 2016 behandelte, anders: Er nahm zwar die Vorlage weitestgehend
unverändert an, strich jedoch die Bestimmung betreffend die Drittfirmen. Der
Ständerat, der die Vorlage im Mai 2016 behandelte, folgte dem Nationalrat. In den
Schlussabstimmungen vom Juni 2016 nahmen beide Räte die so abgeänderte
Teilrevision einstimmig an. 19
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Luftfahrt

Le Conseil fédéral s’étant déjà engagé auprès des partenaires de la future compagnie, la
marge de manœuvre du parlement était très réduite. Le gouvernement a pris cette
décision, car il considérait que la Suisse avait besoin d’une compagnie aérienne
internationale et un "hub" intercontinental qui puissent assurer la pérennité des
relations commerciales (importations/exportations), de la place financières et du
tourisme. Par 110 voix contre 56, le Conseil national a octroyé le crédit de CHF 2,1
milliards pour la nouvelle entreprise aérienne (crédit d’engagement de CHF 1,6
milliards s’ajoutant aux CHF 450 millions pour l’exploitation des vols). Le camp rose-
vert a tenté sans succès, via plusieurs amendements, de lier l’engagement de la
Confédération à des clauses sociales en faveur du personnel de Swissair. La majorité
bourgeoise a refusé d’attribuer CHF 150 millions sur les CHF 2,1 milliards de fonds
public à un plan social. Elle a aussi renoncé à augmenter la facture fédérale de CHF 500
millions pour des mesures de reconversion ou de financement des préretraites. Malgré
ces échecs, les socialistes ont pourtant refusé de remettre en cause la participation de
la Confédération dans le capital de Crossair. Les radicaux et les démocrates-chrétiens
considéraient eux aussi que la création d’une nouvelle compagnie aérienne autour de
Crossair était la meilleure solution pour l’économie suisse et la sauvegarde des places
de travail. A l’opposé, l’UDC, les libéraux et les écologistes dénonçaient le projet.
Suivant le National, le Conseil des Etats a avalisé par 36 voix contre 3 les dépenses de
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CHF 2,1 milliards. En obtenant la majorité qualifiée dans les deux Chambres, le
parlement évitait une crise politique qui aurait entraîné le désaveu du Conseil fédéral.
Le montant sera réparti entre les budgets 2001 et 2002. Le mois de novembre a aussi
été marqué le dépôt de bilan de Sabena et la plainte de l’Etat belge à l’encontre de
Swissair. 20

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Im Juli 2015 präsentierte der Bundesrat seinen Vorschlag zur Änderung des
Entsendegesetzes, mit der er die Wirksamkeit der flankierenden Massnahmen zur
Personenfreizügigkeit optimieren wollte. Die flankierenden Massnahmen waren
eingeführt worden, um Erwerbstätige vor der missbräuchlichen Unterschreitung der
hiesigen Lohn- und Arbeitsbedingungen zu schützen. Um diesen Schutz zu
gewährleisten schlug der Bundesrat den Räten eine Erhöhung der maximalen
Verwaltungssanktionen bei Verstössen gegen die minimalen Lohn- und
Arbeitsbedingungen von CHF 5000 auf CHF 30‘000 vor. 21
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In der Frühjahrssession 2016 befasste sich der Nationalrat mit dem bundesrätlichen
Vorschlag zur Änderung des Entsendegesetzes. Dieser sah eine Erhöhung der
maximalen Verwaltungssanktionen bei Verstössen gegen die minimalen Lohn- und
Arbeitsbedingungen von CHF 5000 auf CHF 30‘000 vor. Damit wollte der Bundesrat die
Wirksamkeit der flankierenden Massnahmen zur Personenfreizügigkeit optimieren. Die
vorberatende Wirtschaftskommission (WAK-NR) hatte sich mit 17 zu 7 Stimmen für den
Revisionsentwurf ausgesprochen. Für die Kommission begründete Nationalrat Pardini
(sp, BE) diesen Entscheid damit, dass die geltende Obergrenze von CHF 5000 Franken
zu wenig abschreckend sei. Eine Minderheit Rime (svp, FR) wollte indes nicht auf die
Vorlage eintreten. Sie erachtete eine Gesamtrevision im Rahmen der Umsetzung der
Masseneinwanderungs-Initiative für zweckmässiger. Zudem wies sie darauf hin, dass die
neue Obergrenze auch für Schweizer Unternehmen Gültigkeit hätte, was in ihren Augen
über den Rahmen der flankierenden Massnahmen hinausgehen würde. Der
Nichteintretensantrag vermochte ausserhalb der SVP jedoch nur wenig Stimmen zu
generieren und wurde mit 64 zu 125 Stimmen deutlich abgelehnt. In der Detailberatung
schuf die grosse Kammer dann drei kleine Differenzen zum Vorschlag des Bundesrates.
Unter anderem wurde ein Antrag Romano (cvp, TI) mit 103 zu 77 Stimmen gutgeheissen,
der es den Behörden ermöglichen soll, Normalarbeitsverträge (NAV) bereits dann
befristet zu verlängern, wenn Hinweise dafür bestehen, dass der NAV-Wegfall zu
erneuten Missbräuchen führen kann. 22
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Im März 2016 verabschiedete der Bundesrat seine Botschaft zur Änderung des
Obligationenrechts, mit der er neu die Voraussetzungen definieren wollte, unter denen
ein Normalarbeitsvertrag (NAV) mit zwingenden Mindestlöhnen verlängert werden kann.
Befristete NAV mit zwingenden Mindestlöhnen sollten dann erlassen werden können,
wenn zuvor Missbräuche festgestellt worden waren. Dies wurde in der Praxis zwar
bereits auf Bundes- und auf Kantonsebene so gehandhabt, mit der Regelung wolle man
aber, so der Bundesrat, insbesondere den Anliegen der stark betroffenen Grenzkantone
Tessin und Genf Rechnung tragen und die Rechtssicherheit erhöhen. 23
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La CER-CN a procédé à l'examen du projet de prorogation des contrats-types de
travail fixant des salaires minimaux, dans le but de fixer les conditions auxquelles les
contrats types de travail de durée limitée fixant des salaires minimaux peuvent être
prorogés pour une période limitée. Le Conseil national a déjà adopté un article 360a du
CO, selon lequel il suffit d'avoir soit des infractions répétées contre les prescriptions
en matière de salaire minimal ou soit des indices qu’à l’échéance du contrats-types de
travail les abus reprendront. Pour le prolongement de ces contrats, le projet du Conseil
fédéral rend ces deux conditions cumulatives. La commission propose donc ne pas
entrer en matière. Le Conseil national a alors rejeté tacitement le projet. 24
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S'agissant  de la prorogation des contrats-types de travail fixant des salaires minimaux,
la CER-CE se distancie de la position du Conseil national. La formulation proposée par
le Conseil national permettrait l’introduction d’un salaire minimum en Suisse sans qu'il
y ait de preuve de sous-enchère salariale apportée. Comme elle a déjà traité la question
dans la loi sur les travailleurs détachés (LDét), elle propose, sans opposition, à son
Conseil de ne pas entrer en matière sur le projet du Conseil fédéral. 
Le Conseil des Etats a suivi l'avis de sa commission. 25
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In der Herbstsession 2016 befasste sich zuerst der Ständerat mit der Änderung des
Entsendegesetzes, die über eine Erhöhung der maximalen Verwaltungssanktionen bei
Verstössen gegen die minimalen Lohn- und Arbeitsbedingungen von CHF 5000 auf CHF
30‘000 eine Verschärfung der flankierenden Massnahmen vorsah. Wie bereits zuvor in
der Frühjahrssession im Nationalrat kam es auch in der kleinen Kammer zu einer
Abstimmung über einen Nichteintretensantrag, der von Seiten der SVP, namentlich
Ständerat Föhn (svp, SZ) eingebracht worden war, der sich daran störte, dass auch
Schweizer Unternehmen von der "massiven Bussgelderhöhung" betroffen wären. Mit 4
zu 40 Stimmen war der Antrag aber auch im Ständerat chancenlos. Umstrittener war
hingegen der vom Nationalrat aufgenommene Passus, wonach Normalarbeitsverträge
(NAV) bereits dann befristet verlängert werden können, wenn Hinweise dafür bestehen,
dass der Wegfall zu erneuten Missbräuchen führen könnte. Der vorberatendenen WAK-
SR war dies zu weit gegangen und sie hatte mit 8 zu 3 Stimmen beantragt, dass eine
Verlängerung, so wie es der Bundesrat in seiner Botschaft zur Änderung des
Obligationenrechts vorgesehen hatte, nur dann möglich sein soll, wenn sowohl frühere
Verstösse vorliegen als auch Hinweise darauf bestehen, dass es auch künftig zu
Verstössen kommen wird. Auch Wirtschaftsminister Schneider-Ammann empfahl dem
Ständerat, in diesem Punkt nicht dem Nationalrat zu folgen, da man damit "unter
anderem dauerhaft Mindestlöhne einführen" würde. Trotz des Kommissionsantrags und
der bundesrätlichen Einwände sprach sich die kleine Kammer dann aber mit 29 zu 16
Stimmen für eine Minderheit Zanetti (sp, SO) aus und folgte gleichwohl dem Nationalrat.
Der Ständerat schuf dann aber doch noch eine Differenz zum Nationalrat: Auf Antrag
seiner Wirtschaftskommission beschloss er, dass schwerwiegende Verstösse nicht nur
mit einer Geldstrafe, sondern zusätzlich auch mit einem auf maximal fünf Jahre
befristeten Ausschluss vom Schweizer Arbeitsmarkt geahndet werden können. Der
ständerätlichen Fassung stimmte die grosse Kammer zwei Tage später mit 102 zu 87
Stimmen zu – entgegen dem Antrag der WAK-NR. In der Schlussabstimmung, die
aufgrund des Widerstands von SVP und FDP mit Spannung erwartet wurde, nahm der
Nationalrat den Entwurf mit 110 zu 86 Stimmen bei 2 Enthaltungen und der Ständerat
mit 30 zu 13 Stimmen bei 1 Enthaltung an. 26
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Comme aucun référendum n'a été lancé contre la loi sur les travailleurs détachés
(LDét) révisée, celle-ci entre en vigueur le 1er avril 2017. 27
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Arbeitnehmerschutz

Einstimmig ermächtigte der Nationalrat den Bundesrat, drei Übereinkommen der
Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) zu ratifizieren, nämlich die Übereinkommen
Nr. 119 (Maschinenschutz), 132 (Mindestdauer bezahlter Ferien) und 162 (Sicherheit bei
der Verwendung von Asbest). Mit einem Postulat der vorberatenden Kommission
beauftragte er zudem die Regierung, die Gesetzesänderungen zu prüfen, die notwendig
sind, um die Hindernisse zur Ratifikation der Übereinkommen 170 (Sicherheit bei der
Verwendung chemischer Stoffe bei der Arbeit) und 171 (Nachtarbeit) zu beseitigen. Der
Bundesrat hatte dem Parlament beantragt, die Ratifizierung dieser beiden Abkommen
auf unbestimmte Zeit zu vertagen, da selbst der Entwurf für ein revidiertes
Arbeitsgesetz nicht in allen Punkten mit diesen beiden Übereinkommen kompatibel sei.
Die kritischen Punkte betreffen den Kündigungsschutz, die Mitbestimmung der
Arbeitnehmer, die Nachtarbeit sowohl für Männer wie für Frauen sowie den
Mutterschaftsschutz. 28
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Auch bei der Behandlung der Änderungen im Bundesgesetz über die
Arbeitsvermittlung und den Personalverleih stellte eine rot-grüne
Kommissionsminderheit im Nationalrat Abänderungsanträge, welche einer möglichen
Verschlechterung der sozialen Rahmenbedingungen entgegenwirken sollten. In einer
ersten Runde war diesem Anliegen jedoch kein Erfolg beschieden. Erst nachdem die
Vorlage an der gemeinsamen Opposition der SVP, welche damit ihre generelle
Ablehnung des EWR zum Ausdruck brachte, und der SP, die meinte, ohne flankierende
Massnahmen könne der EWR-Abstimmungskampf nicht gewonnen werden, scheiterte,
waren die anderen bürgerlichen Parteien zu Konzessionen bereit. So wurden beim
grenzüberschreitenden Personalverleih die ausländischen Arbeitsvermittler
verpflichtet, die zwingenden Arbeitnehmerschutzbestimmungen des
Obligationenrechts bzw. bestehende Gesamtarbeitsverträge einzuhalten, wobei diese
Bestimmungen erst 1995, also nach Ende der Übergangsfrist, greifen sollten. 29
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Ein neuer Bundesbeschluss über Information und Mitsprache der Arbeitnehmer in den
Betrieben sollte den Angestellten das Recht geben, in betrieblichen Sicherheitsund
Gesundheitsfragen sowie bei Firmenübernahmen und Massenentlassungen informiert
und angehört zu werden. Ab einer Betriebsgrösse von 50 Mitarbeitern wurde der
Anspruch auf eine Vertretung in Form einer Betriebskommission oder eines
Betriebsrates eingeführt. 30
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DATUM: 14.10.1992
MARIANNE BENTELI

Im Rahmen von Swisslex unterbreitete der Bundesrat dem Parlament eine geringfügige
Änderung des Arbeitsgesetzes mit dem Ziel, die Vorschriften über die
Gesundheitsvorsorge auf die Bundesverwaltung auszudehnen sowie bestimmte
Arbeitnehmerkategorien, beispielsweise Kader und Assistenten, die bisher nicht
eingeschlossen waren, neu den Schutzvorschriften des Gesetzes zu unterstellen. Da die
Vorlage bereits mit dem Eurolex-Paket verabschiedet worden war, nahm die kleine
Kammer die Änderung diskussionslos und einstimmig an. Im Nationalrat setzte sich
jedoch vorerst ein Nichteintretensantrag Gros (lp, GE) mit dem Argument durch, diese
Revision trage nichts zu der vom Bundesrat angesagten Deregulierung und
Revitalisierung der Schweizer Wirtschaft bei. Der Ständerat befand, dies sei nicht der
Ort, um eine Grundsatzdebatte zu führen, und hielt an seinem Entscheid fest, worauf
ihm der Nationalrat folgte. 31

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.04.1993
MARIANNE BENTELI

Im Rahmen von Swisslex stimmten sowohl Stände- wie Nationalrat einer Änderung der
obligationenrechtlichen Bestimmungen über den Arbeitsvertrag zu, wonach
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer künftig informiert und angehört werden
müssen, wenn sie vom Übergang des Unternehmens auf einen neuen Besitzer
betroffen sind oder wenn Massenentlassungen bevorstehen. Zudem wird festgelegt,
dass der Käufer eines Betriebes die vom Verkäufer abgeschlossenen Arbeitsverträge
übernehmen muss. In beiden Kammern unterlagen Rückweisungs- bzw.
Nichteintretensanträge aus den Reihen der LP, welche in dieser Vorlage einen Verstoss
gegen die Grundsätze der Revitalisierung und Deregulierung sah. Während der
Ständerat in der Detailberatung kaum Änderungen am bundesrätlichen Vorschlag
vornahm, erreichte im Nationalrat das rechtsbürgerliche Lager, dass bei
Betriebsübernahmen die Einhaltung von Gesamtarbeitsverträgen auf ein Jahr reduziert
wurde. Da dies der Praxis in den anderen europäischen Staaten entspricht, schloss sich
der Ständerat hier an. Zudem setzte sich in der Differenzbereinigung eine Milderung
der Sanktionen für die Nichteinhaltung der Informationspflicht bei Massenentlassungen
durch. 32

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.06.1993
MARIANNE BENTELI

Die neuen Bestimmungen des Obligationenrechts wurden ebenfalls im neuen
Bundesgesetz über die Information und Mitsprache der Arbeitnehmer in den Betrieben
(Mitwirkungsgesetz) festgeschrieben. Dieser Erlass sichert der Arbeitnehmerschaft
einen Anspruch auf rechtzeitige und umfassende Information in den für ihre Arbeit
entscheidenden Belangen zu. In Betrieben mit mindestens 50 Arbeitnehmenden kann
die Belegschaft eine Vertretung bestimmen. Besondere Mitwirkungsrechte hat diese in
Fragen der Arbeitssicherheit und des Gesundheitswesens, beim Betriebsübergang und
bei Massentlassungen.

Obgleich das Parlament im Vorjahr die Eurolex-Variante dieses Gesetzes nahezu

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.12.1993
MARIANNE BENTELI
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oppositionslos angenommen hatte, entbrannte nun in beiden Kammern eine
Redeschlacht darüber, ob man auf die Botschaft des Bundesrates überhaupt eintreten
solle. Die Befürworter des neuen Gesetzes argumentierten, dieses bringe keine
revolutionäre Neuerung, sondern fasse nur klärend jene eigentlich selbstverständlichen
Mitwirkungsrechte zusammen, welche heute schon von den meisten Schweizer
Unternehmen beachtet werden. Die Gegner kritisierten, hier werde erneut über-
anstatt dereguliert, und sie äusserten die Befürchtung, dieses Gesetz könnte der 1976
von Volk und Ständen abgelehnten Mitbestimmung der Arbeitnehmer auf
Unternehmensebene den Weg bahnen. Mit deutlichem Mehr lehnten beide Kammern
schliesslich Nichteintretensanträge einer rechtsbürgerlichen Minderheit ihrer
jeweiligen Kommissionen ab.

Im Ständerat setzte sich aber ein Antrag Büttiker (fdp, SO) durch, welcher das Gesetz
deutlich abschwächen wollte. Der Bundesrat hatte vorgeschlagen, in sechs Kernpunkten
Mindeststandards festzuschreiben, welche keinesfalls unterschritten werden dürften,
und in den anderen Bereichen eine Abweichung zu Lasten der Arbeitnehmer nur
zuzulassen, wenn gesamtarbeitsvertraglich eine gleichwertige Regelung stipuliert wird.
Der Vorschlag Büttiker wollte alle Bestimmungen des Gesetzes für Konsenslösungen
freigeben und zudem als Verhandlungspartner neben den Gewerkschaften auch die
Hausverbände zulassen. Der Nationalrat lehnte diese Änderung mit dem Hinweis ab, von
Mindeststandards könnten gar keine gleichwertigen Abweichungen nach unten
gefunden werden, worauf sich der Ständerat der grossen Kammer anschloss. 33

Der Nationalrat ermächtigte die Landesregierung, das 1992 von der Internationalen
Arbeitskonferenz verabschiedete Übereinkommen Nr. 173 über den Schutz der
Forderungen der Arbeitnehmer bei Zahlungsunfähigkeit ihres Arbeitgebers zu
ratifizieren. Die Schweiz kann alle Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen ohne
Änderung der nationalen Gesetzgebung erfüllen. 34

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.07.1994
MARIANNE BENTELI

Wegen mehr oder weniger gewichtigen Differenzen zur nationalen Gesetzgebung
verzichtete der Bundesrat darauf, dem Parlament die beiden ILO- Übereinkommen Nr.
174 zur Verhütung von industriellen Störfällen und Nr. 175 über die Gleichbehandlung
von Voll- und Teilzeitbeschäftigten zur Ratifikation vorzulegen. Das Parlament nahm
lediglich den entsprechenden Bericht des Bundesrates zur Kenntnis. Die Zurückhaltung
des Bundesrates beruhte in erster Linie auf dem Umstand, dass die schweizerische
Gesetzgebung zwischen dem Schutz der Bevölkerung und jenem der Arbeitnehmenden
vor Störfällen unterscheidet. Die Regelungen, welche die Schweiz in diesem Bereich
getroffen hat, entsprechen im ersten Fall dem Übereinkommen (Störfallverordnung),
nicht aber bezüglich des Schutzes der Arbeitnehmenden (Verordnung über die
Unfallverhütung). Beim Übereinkommen Nr. 175 ist es vor allem der Koordinationsabzug
bei der zweiten Säule, welcher dazu führt, dass Voll- und Teilzeitarbeitnehmende nicht
vollumfänglich gleich behandelt werden können. Gemäss konstanter Praxis ratifiziert
die Schweiz internationale Abkommen erst dann, wenn die Bestimmungen intern erfüllt
sind. Ein Postulat der Kommission des Nationalrates mit der Bitte, die Verordnungen im
Störfallbereich dahingehend zu ändern, dass die Konvention Nr. 174 ratifiziert werden
kann, wurde - gegen den Antrag einer Kommissionsminderheit - vom Plenum knapp
gutgeheissen. 35

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.09.1996
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat unterbreitete dem Parlament ebenfalls seinen Bericht über drei
Übereinkommen der ILO, nämlich die Konventionen Nr. 176 über den Arbeitsschutz in
Bergwerken, das Protokoll von 1995 zum Übereinkommen Nr. 81 über die
Arbeitsaufsicht sowie das Übereinkommen Nr. 177 und die dazugehörige Empfehlung
über die Heimarbeit (Nr. 184). Keines dieser Abkommen enthält Bestimmungen, die mit
dem Schweizer Arbeitsrecht inkompatibel wären. In Details entspricht die
schweizerische Gesetzgebung aber nicht in allen Punkten den Vereinbarungen. Auch
hier war der Bundesrat der Ansicht, es bestehe kein Anlass, von der gängigen Praxis
abzuweichen, weshalb er vorderhand auf eine Ratifizierung verzichten möchte. Der
Ständerat entsprach bei allen drei Übereinkommen dem Antrag des Bundesrates. 36

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.12.1998
MARIANNE BENTELI
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Gleich wie der Ständerat beschloss auch der Nationalrat, drei Abkommen der
Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) betreffend den Arbeitsschutz in Bergwerken,
die Arbeitsaufsicht in Handel und Gewerbe sowie die Arbeitsüberwachung der
Heimarbeit nicht zu ratifizieren, da diese zwar dem schweizerischen Arbeitsrecht
entsprechen, in Detailbestimmungen aber nicht mit diesem übereinstimmen. Zum
Abkommen Nr. 177 über die Heimarbeit bat der Rat allerdings in einem überwiesenen
Postulat den Bundesrat, zu prüfen, ob nicht durch einen Ausbau der
Arbeitsüberwachung in diesem Bereich die Voraussetzungen für eine Ratifizierung
geschaffen werden könnten. 37

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.1999
MARIANNE BENTELI

Auf Antrag des Bundesrates verwehrte der Ständerat der Ratifizierung des
Übereinkommens Nr. 181 der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) über private
Arbeitsvermittler seine Zustimmung. Das Abkommen war 1997 abgeschlossen worden
und sollte den Schutz der Arbeitnehmerinteressen sichern sowie günstige
Rahmenbedingungen für private und öffentliche Arbeitsvermittler schaffen. Bei seinem
Antrag berief sich der Bundesrat einmal mehr darauf, dass er – mit Ausnahme der
fundamentalen Abkommen der ILO – nur jene Übereinkommen ratifizieren möchte,
welche im Zeitpunkt der Ratifizierung bereits dem innerstaatlichen Recht entsprechen.
Beim Übereinkommen Nr. 181, dessen generelle Stossrichtung der Bundesrat nicht in
Frage stellte, widerspricht das geltende Recht beim Fehlen eines bezahlten
Mutterschaftsurlaubs und bei den nicht vorhandenen Vorschriften über einen
Mindestlohn den Forderungen des Abkommens. 38

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1999
MARIANNE BENTELI

Wie der Ständerat im Vorjahr, verweigerte auch der Nationalrat der Ratifizierung des
Übereinkommens Nr. 181 der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) über private
Arbeitsvermittler seine Zustimmung, weil das geltende Recht im Bereich des
Mutterschaftsurlaubs und des Mindestlohns den Forderungen des Abkommens nicht
entspricht. 39

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.03.2000
MARIANNE BENTELI

Das Parlament hatte in der Wintersession 2000 einer Revision von Art. 343 OR
zugestimmt und die Streitwertgrenze für unentgeltliche Verfahren im Arbeitsrecht auf
30'000 Fr. angehoben. Dabei wurde vergessen, dass auch im Arbeitsvermittlungsgesetz
eine entsprechende Bestimmung existiert, die nicht geändert wurde. Diese
Gesetzeslücke schlossen beide Kammern in der Sommersession diskussionslos. 40

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.06.2002
MARIANNE BENTELI

Gestützt auf die Ergebnisse einer vom EDI eingesetzten Arbeitsgruppe entschied der
Bundesrat, dass die Schweizerische Unfallversicherungsanstalt SUVA weiterhin das
hauptsächliche Durchführungsorgan zur Verhütung von Unfällen und Berufskrankheiten
(Arbeitssicherheit) mit hoheitlicher Funktion bleiben soll. Nach der Schaffung der
erforderlichen gesetzlichen Grundlagen soll sie im Bereich von Sicherheit und
Gesundheitsschutz zusätzliche Aufgaben übernehmen und neue Aktivitäten entfalten
können. 41

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.06.2002
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat verabschiedete seinen Bericht über die von der Internationalen
Arbeitskonferenz in den Jahren 2001 und 2002 genehmigten Instrumente. Es handelt
sich um das Übereinkommen Nr. 184 über die Sicherheit und die Gesundheit in der
Landwirtschaft sowie um ein Protokoll zu einem IAO-Abkommen über die Sicherheit
und Gesundheit der im Agrarbereich beschäftigten Arbeitnehmenden. Da das
Übereinkommen auch die selbständig Erwerbenden umfasst, also praktisch den ganzen
Bereich der Landwirtschaft, der in der Schweiz nicht in den Anwendungsbereich der
Gesetzgebung über den Schutz am Arbeitsplatz fällt, kam der Bundesrat zum Schluss,
dass das Übereinkommen nicht mit der schweizerischen Gesetzgebung vereinbar sei
und deshalb nicht ratifiziert werden könne. Gleiches gilt für das Protokoll zum
Übereinkommen Nr. 155, welches von der Schweiz ebenfalls nicht ratifiziert wurde. 42

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.10.2003
MARIANNE BENTELI
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Als Erstrat stimmte der Ständerat in der Frühjahrssession der Senkung der Altersgrenze
für den Sonderschutz für Jugendliche am Arbeitsplatz von 20 auf 18 Jahre mit 27 zu 8
Stimmen zu. Damit gelten in Bezug auf Nacht- und Sonntagsarbeit für alle Beschäftigten
ab 18 Jahren die gleichen Schutzbestimmungen. Grundsätzlich hatte auch die Linke
gegen die generelle Senkung der Altersgrenze kaum Einwände; auch für sie machte es
wenig Sinn, für Personen zwischen 18 und 20 Jahren, welche zivilrechtlich als volljährig
gelten, Nachtarbeit grundsätzlich zu verbieten. Ständerätin Fetz (sp, BS) verlangte aber
die Beibehaltung von besonderen Schutzbestimmungen für Lehrlinge. Ein Antrag der
Linken, das Schutzalter für Lehrlinge bei 20 Jahren zu belassen, fand zwar bei einem
Teil der CVP-Abgeordneten, nicht aber bei der Ratsmehrheit Anklang und wurde mit 27
zu 11 Stimmen abgelehnt. Bundesrat Deiss hatte als Gegenargument gegen diesen Antrag
ins Feld geführt, dass die Sozialpartner in Branchen mit regelmässiger Nachtarbeit auch
nach der Gesetzesänderung ohne weiteres Sonderbestimmungen für ihre Lehrlinge
vereinbaren können. Die Jugendsektionen der Gewerkschaften und der SP
protestierten gegen diesen Entscheid und drohten, sollte er vom Nationalrat bestätigt
werden, mit einem Referendum. 43

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.03.2005
HANS HIRTER

Gegen das Votum des links-grünen Lagers trat der Nationalrat mit 99 gegen 64 Stimmen
auf die im Vorjahr vom Ständerat beschlossene Revision des Arbeitsgesetzes und damit
auf den Antrag des Bundesrates ein, den Sonderschutz für Jugendliche am
Arbeitsplatz von 20 auf 18 Jahre zu senken. Betroffen sind Nacht- und Sonntagsarbeit.
Der bereits in der kleinen Kammer eingebrachte Antrag der SP und der GP, zumindest
die Lehrlinge von der Neuregelung auszunehmen, da sie durch das in der Schweiz
geltende duale Ausbildungssystem (Berufsschule und praxisbezogene Lehre) besonders
belastet seien, wurde mit 91 zu 79 Stimmen abgelehnt; einzelne CVP-Vertreter
schlossen sich hier der Linken an. In der Gesamtabstimmung wurde die
Gesetzesänderung mit 100 zu 72 Stimmen angenommen, was darauf zurückzuführen
war, dass sich die CVP-Abgeordneten nach einigem Zögern doch mehrheitlich hinter
den Entwurf stellten. In der Schlussabstimmung passierte die Revision im Ständerat mit
38 zu sechs und im Nationalrat mit 114 zu 76 Stimmen. Das von den
Jugendorganisationen der SP und der Gewerkschaften angedrohte Referendum wurde
nicht ergriffen. 44

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.06.2006
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat schickte im Oktober eine Teilrevision des Obligationenrechts in die
Vernehmlassung. Damit soll die maximale Entschädigung für Arbeitnehmer bei
missbräuchlicher Kündigung von sechs auf zwölf Monatslöhne erhöht werden. Der
Bundesrat betonte dabei, dass sich der seit 1989 geltende Kündigungsschutz
grundsätzlich bewährt habe, allerdings habe sich die Sanktionsmöglichkeit von sechs
Monatslöhnen bei schweren Fällen von missbräuchlichen Kündigungen als zu schwach
erwiesen. Nicht verschärft werden sollen laut Bundesrat die Sanktionsmöglichkeiten bei
missbräuchlichen Kündigungen von Personen, die einem Arbeitnehmerverband
angehören oder gewerkschaftlich organisiert sind. 45

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.10.2010
NATHALIE GIGER

En novembre, le Conseil fédéral a présenté son message sur la révision partielle du
code des obligations (CO) portant sur la protection des lanceurs d’alerte
(« Whistleblower »), c’est-à-dire les personnes qui signalent des faits répréhensibles
sur leur lieu de travail. L’objectif de cette révision consiste à établir les critères selon
lesquels ces signalements sont considérés comme licites. Etant donné que de
nombreuses critiques ont été émises lors de la procédure de consultation, le Conseil
fédéral a proposé de ne pas étendre la protection contre les licenciements en la
matière. Le gouvernement souhaite simplement concrétiser le procédé d’un
signalement licite en préconisant un modèle de « cascade ». D’après cette proposition,
un signalement sera considéré comme licite s’il est d’abord adressé à l’employeur,
ensuite aux autorités et en dernier ressort au public. De cette manière, l’employeur
aura la possibilité de remédier en premier à ces irrégularités. 46

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.11.2013
LAURENT BERNHARD
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Der Ständerat stimmte in der Herbstsession 2014 einer vom Bundesrat im Vorjahr
präsentierten Teilrevision des Obligationenrechts (OR) im Grundsatz zu. Durch die
Anpassungen sollen Personen, die an ihrem Arbeitsplatz Unregelmässigkeiten
aufdecken, intern melden oder öffentlich machen ("Whistleblower"), vor
ungerechtfertigter Entlassung und weiterer Diskriminierung geschützt werden. Die OR-
Teilrevision ging auf eine Motion Gysin (sp, BL) aus dem Jahr 2003 zurück, die in der
Sommersession 2007 überwiesen worden war. Die Teilrevision umfasst eine Definition,
die regelt, unter welchen Voraussetzungen Whistleblowing rechtmässig ist. Eine
Unregelmässigkeit muss stets zuerst an eine interne Stelle gemeldet werden. Der
Ständerat verzichtete auf die Möglichkeit, dass interne Meldungen auch anonym
erfolgen könnten. Das Einschalten der Behörden ist erst möglich, wenn der Arbeitgeber
innerhalb einer höchstens 60-tägigen Frist keine oder nur ungenügende Massnahmen
zur Klärung ergreift. Zu den Ausnahmenfällen, die eine direkte Meldung an die
Behörden zulässt, gehören unter anderem die unmittelbare Gefährdung des Lebens,
der Gesundheit, der Sicherheit oder der Umwelt. Der Gang an die Öffentlichkeit soll nur
dann möglich sein, wenn die zuständige Behörde den Whistleblower nicht innerhalb
von 14 Tagen über das weitere Vorgehen informiert. Die Ratslinke, die mehrheitlich
gegen die Vorlage stimmte, sah in der Teilrevision keine Verbesserung für potenzielle
Whistleblower, sondern eine Verschlechterung des Schutzes der Arbeitnehmenden. Der
Nationalrat hatte sich vor Ende 2014 nocht nicht mit der OR-Teilrevision
auseinandergesetzt, jedoch dessen Kommission für Rechtsfragen (RK-NR). Ende
November empfahl die Kommission der grossen Kammer auf die Vorlage einzutreten,
diese aber gleichzeitig auch an den Bundesrat zurückzuweisen. Der Entwurf müsse, so
die Meinung der Kommission, "verständlicher" und "einfacher" formuliert werden. 47

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.09.2014
DAVID ZUMBACH

In der Sondersession vom Mai 2015 befasste sich der Nationalrat mit einer Teilrevision
des Obligationenrechts (OR), mit der die Rechtmässigkeit von Whistleblowing geklärt
und der Schutz von Personen, die an ihrem Arbeitsplatz Unregelmässigkeiten
aufdecken, verbessert werden sollte. Die grosse Kammer folgte dabei dem Antrag ihrer
Rechtskommission (RK-NR) und wies die Vorlage mit 134 zu 49 Stimmen bei 1 Enthaltung
an den Bundesrat zurück. Für die Kommission begründete Nationalrat Jositsch (sp, ZH)
die Rückweisung damit, dass die Vorlage derart kompliziert formuliert sei, dass es
insbesondere für den normalen Rechtsanwender und damit den potenziellen
Whistleblower zu schwierig sei, tatsächlich herauszufinden, wie er sich im konkreten
Fall zu verhalten habe. An der Grundstruktur der Vorlage, insbesondere am
vorgeschlagenen Kaskadenmechanismus und dem Anreiz für die Schaffung interner
Meldestellen, soll der Bundesrat jedoch festhalten. Eine von der SVP unterstützte
Minderheit Schwander (svp, SZ) wollte indes nicht auf die Vorlage eintreten. Die heutige
Lösung sei besser als das, was vorliege, so Schwander. Stimmt der Ständerat, der in der
ersten Lesung den bundesrätlichen Vorschlag in einigen Punkten angepasst hatte, dem
Nationalrat in der zweiten Beratungsrunde zu, geht das Geschäft definitiv an den
Bundesrat zurück. 48

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.05.2015
DAVID ZUMBACH

Der Bundesrat muss die Teilrevision des Obligationenrechts (OR), mit der sogenannte
Whistleblower, die Unregelmässigkeiten am Arbeitsplatz aufdecken und melden, besser
geschützt werden sollen, definitiv noch einmal überarbeiten. Der Ständerat folgte
diskussionslos dem Nationalrat, der sich anlässlich der Sondersession vom Mai 2015 für
eine Rückweisung der Vorlage ausgesprochen hatte, weil diese, so Nationalrat Jositsch
(sp, ZH) für die RK-NR, viel zu kompliziert formuliert sei. 49

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.09.2015
DAVID ZUMBACH

Après le renvoi du projet relatif à la protection en cas de signalement d'irrégularités
par le travailleur au Conseil fédéral, ce dernier a présenté un message additionnel.
Pour apporter plus de clarté, il a révisé la partie sur la procédure de signalement. Le
langage, les formulations et la structure des articles ont été modifiés. Des éléments de
définition ou de concrétisation ont été supprimés. Toutefois, le contenu n'a pas été
révisé, comme le demandait le Parlement. La complexité inhérente à la procédure
demeure.
La CAJ-CN a analysé les nouvelles propositions à l'aune des auditions d'experts en droit
du travail et lors de rencontres avec les partenaires sociaux. Constatant l'effritement du
soutien des partenaires sociaux, elle a proposé, par 19 voix contre 4, de refuser le
projet. Une minorité a appuyé le projet du Conseil fédéral, prônant une réglementation
légale claire en la matière. 50

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.05.2019
DIANE PORCELLANA
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En vote d'ensemble, le Conseil national rejette finalement le projet révisé du Conseil
fédéral relatif à la protection en cas de signalement d'irrégularités par le travailleur,
par 144 voix contre 27 et 6 abstentions. Lors des débats parlementaires, les Verts, les
socialistes et les libéraux-radicaux avaient critiqué la complexité et le manque de clarté
de la procédure de dénonciation. Seuls le PDC et le PBD avaient supporté la proposition
de la minorité de la commission qui soutenait le projet du Conseil fédéral. Il était pour
eux nécessaire d'accepter le projet afin d'assurer une sécurité juridique aux
entreprises ainsi qu'aux employées et employés. 51

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.06.2019
DIANE PORCELLANA

La CAJ-CE propose, par 6 voix contre 2 et 4 abstentions, d'entrer en matière sur le
projet révisé du Conseil fédéral relatif à la protection en cas de signalement
d'irrégularités par le travailleur. Elle soutient les nouvelles propositions du Conseil
fédéral. La solution «en cascade» lui semble appropriée et proportionnée. 52

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.10.2019
DIANE PORCELLANA

Le Conseil des Etats a soutenu, par 26 voix contre 16, le projet du Conseil fédéral sur
les lanceurs d'alerte. Contrairement à l'avis du Conseil national, les sénatrices et
sénateurs estiment nécessaire de préciser les conditions auxquelles les travailleurs
peuvent signaler des problèmes dans le droit du travail. Comme la CAJ-CE, le Conseil
des Etats juge la solution «en cascade» appropriée et proportionnée. Paul Rechsteiner
(ps, SG) aurait souhaité que les lanceurs d'alertes puissent s'adresser à une autorité,
également s'ils risquent d'être licenciés ou de subir d'autres désavantages que ceux
énoncés dans le projet révisé du Conseil fédéral. Au regret de la gauche, les résiliations
abusives, après une alerte licite, ne seront pas déclarées nulles. 53

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.2019
DIANE PORCELLANA

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Die Grundlage für den bundesrätlichen Gegenvorschlag wird das von der kleinen
Kammer als Erstrat verabschiedete revidierte Lebensmittelgesetz bieten, welches dem
Bundesrat die Möglichkeit gibt, Tabak- und Alkoholwerbung insbesondere zum Schutz
der Jugendlichen einzuschränken. Die vom Bundesrat vorgeschlagene unverbindliche
Kann-Formulierung war dabei allerdings recht umstritten. 54

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.10.1990
MARIANNE BENTELI

Die Diskussionen um die Zukunft der Schweizer Drogenpolitik standen im Berichtsjahr
ganz im Zeichen der Abstimmung über die Volksinitiative "Jugend ohne Drogen", deren
Annahme die Weiterführung der bisherigen Vier-Säulen-Strategie des Bundes
(Prävention, Repression, Therapie und Überlebenshilfe) weitgehend eingeschränkt
hätte. Insbesondere die Überlebenshilfe (Methadon- und Heroinprogramme,
flächendeckende Spritzenabgabe) wäre bei einer Zustimmung zur Initiative praktisch
verunmöglicht worden.

Anfang Jahr beharrten beide Kammern vorerst auf ihrer Haltung gegenüber der
Volksinitiative. Zu Beginn der Frühjahrssession bekräftigte der Nationalrat seine
Auffassung, wonach der im Vorjahr vom Ständerat ausgearbeitete direkte
Gegenvorschlag unnötig und sogar kontraproduktiv sei, weil er eine kontinuierliche
Weiterentwicklung der Politik des Bundes verhindern würde. Der Ständerat wollte
hingegen am Gegenvorschlag festhalten, weil nur ein gewisses Entgegenkommen
gegenüber den Anliegen der Initianten eine mögliche Annahme der Initiative wirksam
verhindere. Dennoch kündigte sich ein mögliches Einschwenken auf die Position des
Nationalrates an; ein Antrag Schoch (fdp, AR) auf Zustimmung zum Nationalrat unterlag
nur knapp mit 23 zu 20 Stimmen. 55

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.03.1997
MARIANNE BENTELI

Als Erstrat befasste sich der Ständerat in der Herbstsession 2019 mit dem
Bundesgesetz über Tabakprodukte. Joachim Eder (fdp, ZG) erklärte als
Kommissionssprecher der SGK-SR, die Vorlage sei einerseits aus Gründen des
Jugendschutzes zentral. 57 Prozent aller Raucherinnen und Raucher hätten als
Minderjährige mit dem Konsum begonnen. Es solle folglich verhindert werden, dass
Jugendliche dazu animiert würden, zur Zigarette zu greifen, sinke doch so die
Wahrscheinlichkeit, dass sie zu einem späteren Zeitpunkt in ihrem Leben mit dem

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.09.2019
JOËLLE SCHNEUWLY
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Rauchen anfingen. Weiter stelle der Tabakkonsum auch für die öffentliche Gesundheit
ein Problem dar, das mit Folgekosten in Form von Krankenkassenprämien für die
gesamte Bevölkerung verbunden sei. Gelinge es, die tabakbedingten
Gesundheitsschäden zu reduzieren, so könnten auch die für die Allgemeinheit
anfallenden Kosten verringert werden. Andererseits komme dem Bundesratsgeschäft
eine hohe Bedeutung in Bezug auf die Erfüllung der Anforderungen für die Ratifizierung
der WHO-Konvention zur Eindämmung des Tabakgebrauchs zu. Diese wurde 2004
unterzeichnet, aber im Gegensatz zu 181 anderen Ländern hierzulande noch nicht
ratifiziert. Mit den von der Kommission getroffenen Beschlüssen zu Werbung,
Verkaufsförderung und Sponsoring würden die diesbezüglich festgelegten
Mindestanforderungen jedoch erfüllt. «Die Türen zur Ratifikation stehen damit […] weit
offen», so Eder. 
Bezüglich Werbung hatte der Bundesrat in seinem Entwurf vorgesehen, am heutigen
Recht festzuhalten, mit welchem ein Tabak-Werbeverbot für Radio und Fernsehen
existiert, und das speziell an Jugendliche gerichtete Werbung für Tabakprodukte
untersagt. Der Kommission wollte allerdings noch einen Schritt weitergehen und
Tabakwerbung auch in Zeitungen, Zeitschriften und im Internet verbieten. Ebenfalls
nicht gestattet soll Werbung sein, die auf Preisvergleichen oder Versprechungen von
Geschenken beruht. Gegen erstere Erweiterung der SGK-SR sprachen sich Filippo
Lombardi (cvp, TI) und Daniel Fässler (cvp, AI) aus. Sie erachteten diese Einschränkung
als unverhältnismässig und sahen die Schweizer Zeitungen im Vergleich zu
ausländischen Zeitungen, die in der Schweiz erworben werden können, aber nicht von
diesem Verbot betroffen wären, im Nachteil. Ein Antrag Fässler, der das Streichen
dieser Bestimmung forderte, wie auch zwei Minderheiten Stöckli (sp, BE), die eine
Verschärfung betreffend Jugendschutz in Richtung der Volksinitiative «Ja zum Schutz
der Kinder und Jugendlichen vor Tabakwerbung» erreichen wollten, wurden beide
abgelehnt. Weiterhin erlaubt sein soll Tabakwerbung in Kinos, auf Plakaten und
Gebrauchsartikeln, in Geschäften wie auch in Form von Massenmails und
Direktwerbung an Erwachsene. Es gehe nicht darum, Tabakwerbung zu verbieten,
sondern sie einzuschränken, hob Gesundheitsminister Berset hervor.
Die Kommission wollte zudem an der Verkaufsförderung, die gemäss Eder nicht mit
dem Sponsoring verwechselt werden darf, Einschränkungen vornehmen. Sie
beabsichtigte ein Verbot der unentgeltlichen Abgabe und der Abgabe von Geschenken
und Preisen. Der Ständerat stimmte diesem Antrag einstimmig zu. 
Zu Diskussionen führten die von der Kommission geplanten Massnahmen bezüglich
Sponsoring. Um die Mindestanforderungen der WHO-Konvention zu erfüllen, sollen in
der Schweiz stattfindende internationale Anlässe nicht mehr durch die Tabakindustrie
gesponsert werden dürfen. Dabei handle es sich aber nur um eine sehr kleine Anzahl
Fälle, so Eder. Anlässe nationalen Charakters seien von diesem Verbot nicht betroffen.
Umstritten war im Rat vor allem, dass die SGK-SR darüber hinaus plante, das Auftreten
der Tabakbranche als Sponsor von Aktivitäten des Bundes, der Kantone und der
Gemeinden zu untersagen. Anlass dazu war die Partnerschaft des EDA mit dem
Tabakriesen Philip Morris für die Expo 2020 in Dubai, die in den Medien für Aufregung
gesorgt hatte. Während Kommissionssprecher Eder erklärte, bei solchen Kooperationen
bestehe ein Zielkonflikt mit der vom Bund betriebenen Tabakprävention, zeigte sich
Roland Eberle (svp, TG) nicht damit einverstanden. Man solle sich nicht aufgrund eines
solchen Ereignis zum Einbauen einer Lex specialis verleiten lassen. Vielmehr sei es an
den Organisatoren, die Verantwortung zu tragen, wer welchen Beitrag sponsert. Es
gelang ihm jedoch nicht, die Mehrheit des Ständerates zu überzeugen; damit untersagte
der Ständerat das Sponsoring von Aktivitäten der öffentlichen Hand durch die
Tabakbranche. Ebenfalls der Kommissionsmehrheit folgte das Stöckli bezüglich der
Forderung, dass von Seiten der Herstellerinnen und Hersteller getätigte Ausgaben für
Werbung, Verkaufsförderung und Sponsoring dem BAG gemeldet werden sollen
müssen. 
Weiter beschloss die kleine Kammer im Rahmen des Tabakproduktegesetzes, dass in
der Schweiz keine Tabakprodukte mehr an Minderjährige abgegeben werden dürfen. In
der Gesamtabstimmung verabschiedete der Ständerat das Gesetz mit 32 zu 3 Stimmen
(bei 5 Enthaltungen). 56
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Sport

In Ausführung eines Postulates Rüesch (fdp, SG) schickte der Bundesrat einen
Vorschlag zur Senkung der unteren Altersgrenze für «Jugend und Sport» von 14 auf
10 Jahre in die Vernehmlassung. 57

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.06.1992
MARIANNE BENTELI

Praktisch oppositionslos stimmten beide Kammern der Herabsetzung der unteren
Altersgrenze für Jugend und Sport (J+S) von 14 auf 10 Jahre zu. Damit können rund
170'000 Kinder mehr als bisher in die J+S-Programme aufgenommen werden. Die
zusätzlichen Kosten von rund CHF 18 Mio. pro Jahr will der Bund durch andere
Einsparungen bei J+S ausgleichen. So werden die Förderungsbeiträge an die Kantone
teilweise abgebaut, Mindestentschädigungen für kleine Kurse gestrichen, die Porti der
sportlichen Leiter nicht mehr vergütet und die J+S-Teilnehmerinnen und -Teilnehmer
inskünftig nicht mehr der Militärversicherung unterstellt. Obgleich das verstärkte
Engagement des Bundes die Kantone finanziell kaum entlastet, war die Vorlage in der
Vernehmlassung sehr positiv aufgenommen worden. Die Herabsetzung des J+S-Alters
entspricht einer langjährigen Forderung der Kantone. 23 Kantone haben denn auch
bereits in eigener Initiative Anschlussprogramme für die 10-bis 13-Jährigen realisiert. 58

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.1993
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Die totalrevidierte Bundesverfassung soll, wenn es nach dem Willen des Bundesrates
geht, ein deutliches Bekenntnis zur Sozialstaatlichkeit enthalten. Das Gewicht, das der
Sozialpolitik zukommt, wird dadurch unterstrichen, dass der Artikel über die Sozialziele
(Art. 33 VE 96) ein eigenständiges Kapitel der neuen Verfassung bildet. Explizit erwähnt
und präzisiert werden die Themen soziale Sicherheit, Gesundheit, Arbeit, Wohnen,
Bildung und Jugend. 59

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.11.1996
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Im Januar kommunizierte das Justiz- und Polizeidepartement, dass sich die Revision
des Gesetzes über das Sorgerecht im Scheidungsfall um ein Jahr verzögere. Grund
dafür war das Konfliktpotential der Vorlage, welches während der Vernehmlassung
sichtbar wurde. Nebst Fragen des Sorgerechts, wo sich insbesondere
Väterorganisationen für eine ausgeglichenere Lösung einsetzten, wurden auch
unterhaltsrechtliche Aspekte kontrovers diskutiert und von Frauenorganisationen und
juristischen Verbänden kritisiert. Auf Einladung von Bundesrätin Sommaruga
diskutierten im April an einem Runden Tisch Vertreter von Mütter- und
Väterorganisationen über die geplante Vorlage. Aufgrund der grossen Kontroversen um
die Verknüpfung der Sorgerechts- und Unterhaltsfragen beschloss der Bundesrat im
Mai, die beiden Probleme unabhängig voneinander zu behandeln. Daraufhin beriet der
Nationalrat im September eine Motion seiner Kommission für Rechtsfragen mit der
Forderung nach einem gemeinsamen Sorgerecht als Regel im Scheidungsfall. Zudem
sah die Vorlage in einem zweiten Schritt eine Revision des Unterhalts- und
Betreuungsrechts von Eltern vor, die nicht oder nicht mehr in einem Eheverhältnis
leben. Der Nationalrat folgte seiner Kommission und überwies die Motion an den
Ständerat, welcher sie ebenfalls annahm. 60

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.12.2011
ANITA KÄPPELI

Suite à la publication en 2014 du message du Conseil fédéral relatif au droit de
l'adoption, les chambres fédérales ont débattu une proposition de modification du
code civil. Le but était de simplifier les conditions d'adoption en général et de
permettre l'adoption de l'enfant du conjoint pour les couples non mariés ou en
partenariat enregistré. Le secret de l'adoption devait en outre être assoupli. Dans les
deux conseils, c'est l'adoption de l'enfant du conjoint pour les couples non
traditionnels qui a soulevé le plus d'oppositions. La droite conservatrice s'y est
fortement opposée, clamant que l'une des conditions à l'acceptation du partenariat
enregistré en 2004 était justement d'éviter que les couples de même sexe puissent
avoir des enfants. Aux Etats, 25 voix contre 14 ont permis la sauvegarde des articles
permettant l'adoption à ces couples. Au Conseil national, 127 voix contre 60, avec 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.06.2016
SOPHIE GUIGNARD
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abstentions. Les autres dispositions du nouveau droit à l'adoption: la baisse de l'âge
minimal pour adopter de 35 à 28 ans, la durée de vie commune pour les couples de 5 à
3 ans ainsi que la possibilité pour les parents biologiques d'entrer en contact avec
l'enfant, selon son accord, dès 18 ans et s'il est capable de discernement ont été
acceptées par les deux chambres. L'objet a fait deux aller-retours entre les chambres
notamment sur la question d'une autorité cantonale unique concernant l'adoption. Les
sénateurs ont voulu laisser les cantons libres à ce sujet. Il a également été décidé
pendant la procédure de conciliation que les personnes adoptées à l'âge adulte et
choisissant à cette occasion de changer de nom n'avaient pas d'incidence sur les
personnes portant le même nom qu'elle, à moins qu'elles le souhaitent. Le projet final a
été adopté le 17 juin 2016 à 125 voix contre 68 avec 3 abstentions au Conseil national et
à 32 voix contre 5 avec 7 abstentions au Conseil des Etats. 61

Kinder- und Jugendpolitik

Zu den Zielen der bundesrätlichen Legislaturplanung für die Jahre 1991-1995 gehört
auch die Förderung des Jugendaustauschs im ausserschulischen Bereich sowohl auf
nationaler wie internationaler Ebene. Eine erste Umsetzung erfolgte mit der Einführung
der "Carte Jeunes Suisse", die den Jugendlichen in 18 Ländern Europas über 200 000
Spezialangebote in den Bereichen Reisen, Mobilität, Kultur, Bildung, Freizeit,
Dienstleistungen und Konsum eröffnet. Die Karte wird von einer Nonprofit-Organisation
getragen, die 1991 im Auftrag des BAK von der SAJV gegründet wurde. Sie repräsentiert
die Schweizer Version der europäischen Jugendkarte "Euro 26", deren Triebfeder 1985
die Jugendkonferenz des Europarates war und die heute bereits von über drei Millionen
Jugendlichen in Europa eingesetzt wird. 62

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.05.1992
MARIANNE BENTELI

Nach mehrheitlich positivem Echo in der Vernehmlassung beauftragte der Bundesrat
das EDA mit der Ausarbeitung der Botschaft zur Ratifikation der Uno-Konvention über
die Rechte des Kindes von 1989, welche bisher von 119 Staaten ratifiziert worden ist.
Allerdings wurden in der Vernehmlassung zahlreiche Fragen aufgeworfen. Das EDA soll
diese bei der Ausarbeitung der Botschaft klären. Wo sich Unvereinbarkeiten zeigen, will
der Bundesrat dem Parlament allenfalls Vorbehalte oder Rechtsänderungen
vorschlagen.
Ein zentrales Problem ist das in der Konvention verankerte Recht auf
Familienzusammenführung, auf das ausländische Kurzaufenthalter, Saisonniers und
vorläufig Aufgenommene nach Schweizer Recht keinen Anspruch haben. Die FDP und
die CVP, die Konferenz der kantonalen Fürsorgedirektoren sowie die Kantone Zürich
und Schwyz empfahlen einen entsprechenden Vorbehalt. Die CVP verlangte eine
schrittweise Abschaffung des Saisonnierstatuts, damit der Vorbehalt zurückgezogen
werden könnte. Die SP, der SGB, die Kantone Tessin, Waadt und Jura sowie fast alle
interessierten Organisationen forderten dagegen die sofortige Anpassung der
Schweizer Gesetzgebung.
Das Schweizer Recht genügt den Anforderungen der Kinderrechtskonvention nach
Ansicht verschiedener Vernehmlasser auch in weiteren Punkten nicht. So ist
beispielsweise im geltenden Scheidungsrecht die Anhörung der Kinder zur Zuteilung
der elterlichen Gewalt nicht vorgesehen. Kritisiert wurde weiter ein ungenügendes
Engagement der öffentlichen Hand bei der Schaffung von Kinderkrippen und
Tagesschulen sowie das Fehlen einer Mutterschaftsversicherung. 63

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.06.1993
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat leitete dem Parlament die Botschaft zur Ratifikation der UNO-
Konvention über die Rechte des Kindes zu. Da die schweizerische Gesetzgebung nicht
in allen Punkten den UNO-Forderungen entspricht, soll die Konvention nach dem Willen
der Landesregierung nur mit den entsprechenden Vorbehalten ratifiziert werden. So ist
das Recht eines Kindes auf ein Zusammenleben mit seinen Eltern in der Schweiz wegen
des Verbots des Familiennachzugs für Ausländer ohne dauernde Arbeitsbewilligung
nicht verwirklicht. Vorbehalten bleibt im weiteren die schweizerische
Bürgerrechtsordnung, die keinen Anspruch auf Erwerb der Staatsangehörigkeit
einräumt. Auch die Trennung zwischen Jugendlichen und Erwachsenen im
Freiheitsentzug ist nicht ausnahmslos gewährleistet. 64

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.06.1994
MARIANNE BENTELI
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Die Eidgenössische Kommission für Jugendfragen (EKJ) forderte in ihrer
Vernehmlassung zur Totalrevision der Bundesverfassung einen eigentlichen
Jugendartikel. Es wäre unannehmbar, wenn die neue Verfassung die Jugend nur in
Zusammenhang mit Sport explizit erwähnen würde. Es gelte in erster Linie, eine
Verfassungsgrundlage für das Bundesgesetz über die Förderung der ausserschulischen
Jugendarbeit zu schaffen. 65

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.04.1996
MARIANNE BENTELI

Wenn die Ratifizierung schon nicht abzuwenden war, so wollte Schmid, unterstützt von
Reimann (svp, AG), Wicki (cvp, LU), Frick (cvp, SZ) und einigen weiteren Ratskollegen, die
Konvention zumindest mit einem generellen Vorbehalt versehen. Danach sollte die
Schweiz erklären, dass das Übereinkommen innerstaatlich keine direkte Anwendung
findet. Aus den bereits in der Eintretensdebatte angeführten Gründen verneinte die
Mehrheit des Rates die Notwendigkeit eines derartigen Vorgehens. Bundesrat Cotti und
Kommissionssprecher Danioth (cvp, UR) machten auf die internationalen Implikationen
eines generellen Vorbehalts aufmerksam. Insbesondere Cotti erklärte, der Aufschub der
Ratifikation habe dem Ansehen der Schweiz im Ausland bereits erheblich geschadet.
Auch in diesem Punkt konnte sich der Antrag Schmid - obgleich etwas weniger deutlich
- mit 30 zu 9 Stimmen nicht durchsetzen.

Die Debatte in der kleinen Kammer hatte über weite Strecken wenig bis nichts mit dem
Schutz der Kinder zu tun, wohl aber mit generellen juristischen Überlegungen. Schmid
(cvp, AI) beantragte dem Rat, auf die Vorlage überhaupt nicht einzutreten. Er drückte
sein Unbehagen über das zunehmende Einfliessen von direkt anwendbaren
völkerrechtlichen Bestimmungen in die schweizerische Rechtsordnung aus. Zudem
machten ihm einzelne Bestimmungen der Konvention Angst. Sie seien dazu angetan, die
elterliche Gewalt auszuhöhlen und würden zu einer verstärkten Einmischung der
Kinderschutzorganisationen und der Gerichte in innerfamiliäre Belange führen. Diesen
Ausführungen hielt Beerli (fdp, BE) entgegen, die Schweiz verfüge schon heute über
einen umfassenden Kinderschutz, weshalb der Beitritt zur Konvention keine Änderung
des innerstaatlichen Rechts erfordere. Das Abkommen äussere sich nicht zu
Erziehungsmitteln und -grundsätzen, und das Gleichgewicht zwischen
Führungsanspruch der Eltern und Rechten der Kinder bleibe unangetastet. Der
Nichteintretensantrag unterlag schliesslich mit 35 zu 4 Stimmen.

Ganz auszuräumen vermochten die Befürworter der Vorlage die Bedenken der
konservativen Kreise des Rates dennoch nicht. In der Detailberatung nahm der
Ständerat auf Antrag seiner Kommission einen weiteren punktuellen Vorbehalt an,
wonach die Gesetzgebung über die elterliche Sorge Vorrang gegenüber der Konvention
hat. Vergeblich plädierten die beiden Freisinnigen Forster (SG) und Leumann (LU) dafür,
diesen Vorbehalt nicht einzufügen. Er erwecke erst den Eindruck, dass es zwischen dem
schweizerischen Verständnis der elterlichen Gewalt und der Konvention einen
Widerspruch gebe, was dem internationalen Image der Schweiz nur Schaden zufügen
könne. Der Rat zog es aber mit 28 zu 9 Stimmen vor, "ein innenpolitisches Zeichen zu
setzten". Die bereits vom Bundesrat vorgeschlagenen Vorbehalte waren unbestritten,
weshalb die Vorlage schliesslich mit 37 zu 1 Stimmen angenommen wurde. Ein letzter
Versuch, die Konvention vielleicht später doch noch zu kippen, nämlich ein
Minderheitsantrag Reimann / Schmid auf Unterstellung unter das fakultative
Staatsvertragsreferendum unterlag mit 34 zu 7 Stimmen . 66

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.06.1996
MARIANNE BENTELI

Die Rechtskommission des Nationalrates befürwortete mit 15 zu 3 Stimmen die
Ratifikation des Übereinkommens und empfahl dabei mit 13 zu 6 Stimmen, den vom
Ständerat eingefügten Vorbehalt in Sachen elterliche Sorge wieder zu streichen. Trotz
dieser klaren Ausgangslage entbrannte in der grossen Kammer erneut eine heftige
Diskussion. Eine Ratsminderheit, welcher praktisch die ganze SVP-Fraktion angehörte,
sowie die FP, die LP und die SD plädierte erneut für Nichteintreten auf die Vorlage.
Deren Vertreter malten das Schreckgespenst einer "Kinderdiktatur" an die Wand und
argumentierten, das ganze Abkommen sei von einem rot-grünen Geist durchdrungen,
der zwangsläufig zu einer "Verstaatlichung der Erziehung" führe. Ihr
Nichteintretensantrag unterlag aber mit 126 gegen 50 Stimmen deutlich. In der Folge
gaben noch die diversen Vorbehalte zu reden. Dabei wurde ein SP-Antrag zur
vorbehaltlosen Ratifizierung ebenso abgelehnt wie jener einer Kommissionsminderheit
aus der SVP-Fraktion, das in der Konvention aufgeführte Recht auf Bildung ebenfalls
auszunehmen, weil der Souverän dieses Recht noch vor 23 Jahren ausdrücklich
verneint habe. Der vom Ständerat eingefügte Vorbehalt wurde mit der Begründung

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.10.1996
MARIANNE BENTELI
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gestrichen, er stelle eher eine auslegende Erklärung dar und sei aus rechtlichen
Gründen nicht notwendig. Den vom Bundesrat formulierten Vorbehalten wurde,
ebenfalls auf Antrag der Kommission, zugestimmt. In der Gesamtabstimmung nahm der
Nationalrat die Konvention mit 116 zu 46 Stimmen an. Der Antrag auf die Unterstellung
unter das fakultative Referendum wurde mit 105 zu 54 Stimmen abgelehnt. 67

Der Ständerat behandelte als Erstrat die Ratifikation der UNO-Konvention über die
Rechte des Kindes. Dieses Abkommen konkretisiert die beiden UNO-
Menschenrechtspakte für die Lebensbereiche des Kindes, wobei grundsätzlich jeder
Mensch bis zum 18. Altersjahr als Kind gilt. Die schweizerische Rechtsordnung genügt in
weiten Teilen den Anforderungen des Übereinkommens. Wo das nicht der Fall ist (Recht
auf Familiennachzug für die Kinder ausländischer Wanderarbeitnehmer, Trennung von
Jugendlichen und Erwachsenen im Strafverfahren und -vollzug, Bürgerrecht) hatte der
Bundesrat bereits in seiner Botschaft punktuelle Vorbehalte beantragt. 68

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.11.1996
MARIANNE BENTELI

Die kleine Kammer hielt jedoch an ihrem Vorbehalt bezüglich der elterlichen Sorge mit
dem Argument fest, dass er rechtlich zwar nicht zwingend, der Interpretation aber
doch dienlich sei. Schliesslich stimmte ihm der Nationalrat - wenn auch widerwillig -
zu, um die Ratifizierung der Konvention nicht noch weiter zu verzögern. 69

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.12.1996
MARIANNE BENTELI

Ende Februar ratifizierte die Schweiz das Uno-Übereinkommen über die Rechte des
Kindes, allerdings mit fünf Vorbehalten (Recht auf Zusammenleben mit der Familie,
Zuerkennung des Schweizer Bürgerrechts, Strafverfahren, Trennung von Jugendlichen
und Erwachsenen im Strafvollzug sowie Beibehaltung der elterlichen Gewalt). 70

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.02.1997
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat gab die Ratifikation des 1993 verabschiedeten Haager Adoptions-
Übereinkommens und den dazugehörigen Entwurf für ein Bundesgesetz in die
Vernehmlassung. Damit sollen Missbräuche bei der Adoption ausländischer Kinder
verhindert und garantiert werden, dass internationale Adoptionen stets im Interesse
des Kindes liegen und die dem Kind zustehenden Grundrechte respektiert werden.
Verwirklicht werden sollen diese Ziele durch eine systematische Zusammenarbeit
zwischen den Vertragsstaaten. Dabei teilen sich die Herkunfts- und Aufnahmestaaten
vor allem in die Abklärung, ob Kind und Adoptiveltern für die Adoption geeignet sind.
Zudem stellt das Übereinkommen die gegenseitige Anerkennung von Adoptionen
sicher. 71

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.02.1998
MARIANNE BENTELI

Eine Minderheit aus den Reihen der SP erreichte, dass der Nationalrat einen
eigenständigen Artikel über die Rechte der Kinder und Jugendlichen in den
Grundrechtskatalog der revidierten Verfassung aufnahm (Art. 11). Vergeblich warnte
Bundesrat Koller, die vorerst gewählte Formulierung, wonach Kinder und Jugendliche
Anspruch auf eine harmonische Entwicklung und auf den Schutz haben, den ihre
Situation als Minderjährige erfordert, sei juristisch nicht umsetzbar, da kein Gericht
einen so vagen Begriff wie die harmonische Entwicklung in einen Leistungsanspruch
ummünzen könne; die physische und psychische Integrität der Kinder und
Jugendlichen sei durch die Bestimmungen von Art. 10 (Recht auf Leben und persönliche
Freiheit) zudem ohnehin garantiert. Den Vertretern des rechtsbürgerlichen Lagers
stiess vor allem der zur Diskussion stehende zweite Absatz dieses neuen
Verfassungsartikels auf, wonach die Kinder und Jugendlichen ihre Rechte im Rahmen
ihrer Fähigkeiten selber ausüben. Keller (sd, BL) malte gar das Schreckgespenst eines
Keils zwischen den Generationen und von Kindern an die Wand, die beim Richter gegen
Vater und Mutter klagen. Die Zustimmung erfolgte nur knapp mit 73 zu 67 Stimmen. 72

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.03.1998
MARIANNE BENTELI
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Auf Antrag seiner Kommission fügte der Ständerat beim Kapitel über die Bügerrechte
die Bestimmung ein, wonach der Bund die Einbürgerung staatenloser Kinder
erleichtert (Art. 38 Abs. 3). Der Bundesrat verwies darauf, dass hier über die eigentliche
Nachführung hinausgegangen werde, anerkannte aber, dass der Antrag internationalen
Bestrebungen entspricht, weshalb er ihm nicht opponierte. Die neue Bestimmung
entfaltet ihre Wirkung vor allem bei jenen internationalen Adoptionen, welche – aus
welchen Gründen auch immer – schliesslich scheitern, bei denen das ausländische Kind
aber bereits in der Schweiz ist und ohne Einbürgerung riskieren würde, wieder in sein
Heimatland ausgeschafft zu werden, wo es meistens über keine familiären Strukturen
mehr verfügt. Dieser Beschluss entsprach einer 1993 vom Nationalrat angenommenen
parlamentarischen Initiative Zisyadis (pda, VD) (Pa.Iv. 92.423), die deshalb als erfüllt
abgeschrieben werden konnte. 73

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.06.1998
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat beantragte dem Parlament, das Übereinkommen Nr. 138 sowie die
ergänzende Empfehlung (Nr. 146) der Internationalen Arbeitsorganisation zu
ratifizieren, welches zu den sieben sogenannten fundamentalen Texten der ILO zählt.
Diese Konvention legt für alle Arten von Arbeit das Mindestalter für die Zulassung zur
Beschäftigung auf 15 Jahre fest. Das Übereinkommen sieht jedoch gewisse Ausnahmen
vor, indem es für leichte Arbeiten ein tieferes (13 Jahre) und für gefährliche Arbeiten
ein höheres Mindestalter (18 Jahre) stipuliert. Entgegen der Praxis der Schweiz, wonach
ILO-Abkommen nur dann ratifiziert werden, wenn sie der bereits bestehenden
Gesetzgebung entsprechen, beantragte der Bundesrat hier eine punktuelle Änderung
des Arbeitsgesetzes, indem auch die bisher vom Jugendarbeitsschutz nicht
beschlagenen Bereiche Fischerei, Gärtnereien und private Haushaltungen den
Mindestaltersvorschriften unterstellt werden, nicht aber die Familienbetriebe. Diese
Ausnahme zur Ratifizierungspraxis rechtfertigt sich nach Ansicht des Bundesrates, da
es sich bei dem Abkommen um ein fundamentales Instrument handelt, welches alle
Staaten unterzeichnen sollten. Der Ständerat ermächtigte den Bundesrat zur
Ratifikation und nahm gleich auch die entsprechende Änderung im Arbeitsgesetz vor. 74

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.12.1998
MARIANNE BENTELI

Der Ständerat war bereit, dem Anliegen einer besonderen Erwähnung der Kinder und
Jugendlichen entgegen zu kommen, allerdings nur in abgeschwächter Form, die den im
Nationalrat vorgebrachten Bedenken Rechnung trug. Trotz allmählicher Annäherung der
Standpunkte brachten die weiteren Runden der Differenzbereinigung keinen für beide
Kammern akzeptablen Text hervor, weshalb schliesslich die Eingungskonferenz eine
Kompromisslösung erarbeitete. Sie schlug vor, in einem ersten Absatz festzuhalten,
dass Kinder und Jugendliche Anspruch auf besonderen Schutz ihrer Unversehrtheit und
auf Förderung ihrer Entwicklung haben; Abs. 2 besagt, dass sie ihre Rechte im Rahmen
ihrer Urteilsfähigkeit ausüben. Die beiden Reizworte «Rechte» und «harmonische
Entwicklung» waren damit beseitigt, der Grundsatz aber doch beibehalten. In dieser
Form wurde der Artikel von beiden Kammern verabschiedet. 75

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.1998
MARIANNE BENTELI

Gleich wie im Vorjahr der Ständerat gab auch der Nationalrat grünes Licht für die
Ratifikation des ILO-Übereinkommens Nr. 138 über das Mindestalter für die Zulassung
zur Beschäftigung sowie der ergänzenden Empfehlung Nr. 146. Gleichzeitig
verabschiedete er die dadurch notwendig werdenden punktuellen Änderungen des
Arbeitsgesetzes. 76

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.06.1999
MARIANNE BENTELI

Kinder sollen inskünftig bei internationalen Adoptionen besser vor Missbräuchen
geschützt sein. Der Bundesrat leitete Mitte Mai dem Parlament seine Botschaft zur
Ratifizierung des Haager Adoptionsübereinkommens und zu einem entsprechenden
Bundesgesetz zu. Die Vermittlung von Kindern aus der Dritten Welt hat in den letzten
Jahren stark zugenommen. Mittlerweile übersteigt sie die Zahl der rein schweizerischen
und innereuropäischen Adoptionen. Das Haager Abkommen ist laut Bundesrat der
bisher chancenreichste Anlauf, die Rechtslage dieser Kinder zu verbessern. Es
verpflichtet unter anderem zur internationalen Zusammenarbeit. So teilen sich der
Herkunfts- und der Aufnahmestaat in die Abklärungen, ob das Kind und die neuen
Eltern füreinander geeignet sind. 32 Staaten haben das Übereinkommen ratifiziert, 11
weitere unterzeichnet. 77

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.09.1999
MARIANNE BENTELI
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Mitte Juni unterzeichneten die 174 Mitgliedstaaten der Internationalen
Arbeitsorganisation (ILO) einstimmig das Übereinkommen Nr. 182 zur Beseitigung der
schlimmsten Formen der Kinderarbeit. Damit sollen die zwangsweise Rekrutierung von
Kindern zum militärischen Einsatz, die Sklaven- und Zwangsarbeit von Kindern, die
Kinderprostitution und der Gebrauch von Kindern für illegale Handlungen wie den
Drogenhandel sowie die Übertragung gefährlicher Arbeiten an Kinder international
geächtet werden. Für diese besonders verwerflichen Formen der Kinderarbeit wurde
das Schutzalter auf 18 Jahre festgesetzt. Um das Übereinkommen ratifizieren zu
können, muss die Schweiz Art. 82 des Militärgesetzes anpassen. Zukünftig soll wie in
Friedenszeiten auch im Landesverteidigungsdienst die Stellungspflicht erst in jenem
Jahr beginnen, in welchem der Jugendliche das 19. Altersjahr vollendet; auf eine
Herabsetzung des Alters um einen Jahrgang im Kriegsfall wird verzichtet. Weiterhin
möglich bleiben die militärische Vorschulung sowie die vorgezogene Rekrutierung, da
diese auf freiwilliger Basis erfolgen. Die Änderung des Militärgesetzes entspricht der
schweizerischen Ratifizierungspraxis für ILO-Abkommen. Während generell das
innerstaatliche Recht im Zeitpunkt der Ratifizierung bereits angepasst sein muss,
können bei der Ratifizierung von fundamentalen Abkommen wie dem vorliegenden
kleinere Gesetzesanpassungen gleichzeitig vorgenommen werden. Mit der für
internationale Abkommen unüblich kurzen Zeitspanne zwischen Unterzeichnung und
Ratifikationsbegehren machte der Bundesrat deutlich, dass ihm dieses Thema ganz
besonders wichtig ist. In der Wintersession stimmte der Ständerat der Ratifizierung
einstimmig zu. 78

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.10.1999
MARIANNE BENTELI

Obwohl beide Kammern im Vorjahr grundsätzlich der Ratifizierung des Haager
Abkommens und einem entsprechenden Ausführungsgesetz für die Adoption
ausländischer Kinder zugestimmt hatten, führte eine Detailbestimmung, nämlich die
Kompetenz zur Erteilung von Bewilligungen für Adoptionsvermittlungsstellen, noch zu
einem längeren Hin und Her zwischen den Räten. In Übereinstimmung mit dem
Bundesrat wollte der Ständerat diese Kompetenz wie bis anhin bei den Kantonen
belassen, während der Nationalrat eine gesamtschweizerisch einheitliche Regelung
anstrebte. Nach einem ersten Scheitern der Einigungskonferenz wurde schliesslich ein
Kompromiss gefunden, der weitgehend der Haltung des Nationalrates entspricht, die
Kantone aber trotzdem nicht ganz vom Verfahren ausschliesst. 79

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.03.2001
MARIANNE BENTELI

300 000 Kinder stehen nach Schätzungen der UNO weltweit in Krisengebieten unter
Waffen. Sie werden von Rebellen und regulären Armeen als Kindersoldaten eingesetzt,
oft dazu gezwungen, misshandelt und sexuell missbraucht. Gegen dieses Elend
formulierte die UNO 2000 nach mehrjährigen Verhandlungen ein internationales
Abkommen, formell ein Protokoll zur Verschärfung der UNO-Kinderrechtskonvention,
die das Mindestalter für Rekrutierungen und Kriegsdienste bei 15 Jahren festsetzte. Im
Zusatzprotokoll wird die Altersgrenze auf 18 Jahre angehoben. Die Schweiz spielte bei
der Ausarbeitung des Protokolls eine sehr aktive Rolle, weshalb der Bundesrat dem
Parlament umgehend die Ratifizierung beantragte, um ein politisches Zeichen an die
internationale Staatengemeinschaft auszusenden. Zudem will er über die
Verpflichtungen des Protokolls hinausgehen und das Mindestalter auch für die
Rekrutierung von Freiwilligen beachten. Das bedingt eine Änderung des Militärgesetzes,
das bisher die freiwillige vorzeitige Aushebung und das Einrücken in die Rekrutenschule
im 17. oder 18. Altersjahr zuliess. Zudem will sich die Schweiz verpflichten,
asylsuchenden ehemaligen Kindersoldaten bei der Bewältigung erlittener physischer
und psychischer Schäden zu helfen. 80

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.07.2001
MARIANNE BENTELI

Seit 1984 sind in der Schweiz zwei internationale Abkommen in Kraft, welche den Schutz
von Kindern bei Entführung durch einen Elternteil regeln, nämlich das Haager
Übereinkommen vom 25. Oktober 1980 über die zivilrechtlichen Aspekte internationaler
Kindesentführung sowie das Europäischen Übereinkommen vom 20. Mai 1980 über die
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen über das Sorgerecht für Kinder
und die Wiederherstellung des Sorgerechts. Was anfänglich nur eine verschwindend
kleine Zahl von Kindern betraf, hat sich im Zug der globalen Migrationsströme und der
damit einhergehenden Zunahme der Ehen von Partnern nicht nur unterschiedlicher
Nationen, sondern verschiedener Kulturkreise als ernst zu nehmendes Problem
entwickelt, wobei die Kritik an den beiden Abkommen, die in erster Linie eine
juristische Dimension haben, das Kindswohl aber nichts ins Zentrum stellen, stets lauter
geworden ist. Ausgehend von den Arbeiten einer 2005 eingesetzten

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.02.2007
MARIANNE BENTELI
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Expertenkommission beantragte der Bundesrat dem Parlament einerseits die
Ratifizierung des Haager Übereinkommens vom 19. Oktober 1996 über die
Zuständigkeit, das anzuwendende Recht, die Anerkennung, Vollstreckung und
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der elterlichen Verantwortung und der Massnahmen
zum Schutz von Kindern, andererseits eines für die Umsetzung notwendigen
Bundesbeschlusses. Dieser strebt im Interesse der Kinder eine Beschleunigung der
Rückführungsverfahren an, indem der kantonale Instanzenzug verkürzt wird und
vermehrt gütliche Regelungen zwischen den zerstrittenen Eltern gefördert werden.
Zudem soll ein Rückführungsentscheid auch die Vollstreckungsmodalitäten regeln und
in der ganzen Schweiz anwendbar sein. In der gleichen Botschaft unterbreitete der
Bundesrat auch das Haager Übereinkommen vom 13. Januar 2000 über den
internationalen Schutz von Erwachsenen zur Ratifizierung. Dieses beschlägt in erster
Linie Fragen des grenzüberschreitenden Vormundschaftsrechts. 81

Eintreten war im Nationalrat nicht bestritten. Der Rat beschloss abweichend vom
Entwurf, dass Eltern gleich von Beginn an mittels Schlichtungsverfahren und Mediation
zu verpflichten sind, einvernehmliche Lösungen zu suchen. Das Kind soll von Anfang an
einen eigenen Beistand haben, damit seine Interessen gleichberechtigt mit jenen der
Eltern in die Verfahren einfliessen. Um diese Vertretung rasch sicherzustellen, soll –
auch dies war ein Vorschlag der Kommission – ein Netz von abrufbaren Fachleuten
geschaffen werden. Im Ständerat war Eintreten genauso wenig bestritten. Zwei
Präzisierungen des Nationalrats wurden zwar auf Antrag der Kommission gestrichen,
doch waren diese mehr redaktioneller denn inhaltlicher Natur, weshalb der Nationalrat
bei der Differenzbereinigung der Streichung nicht opponierte. Der Bundesbeschluss
wurde schliesslich von beiden Kammern einstimmig verabschiedet. 82

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.12.2007
MARIANNE BENTELI

Bei der Diskussion des Legislaturprogramms 2007–2011 konnte sich im Nationalrat ein
links-grüner Antrag für eine speziell auf Jugendliche ausgerichtete Gewaltprävention
dank Unterstützung einer Mehrheit aus der CVP und der FDP mit 91 zu 75 Stimmen
durchsetzen. Der Ständerat stimmte diskussionslos zu. 83

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.09.2008
MARIANNE BENTELI

Im Oktober schickte der Bundesrat eine Totalrevision des Jugendförderungsgesetzes
in die Vernehmlassung. Mit dem neuen Erlass sollen die Präventions- und
Integrationswirkungen der Fördermassnahmen verbessert und eine effektivere
Steuerung der Bundesgelder ermöglicht werden. Während bisher nur
Dachorganisationen und Verbände wie Jungschar, Blauring oder Jungparteien von den
Bundessubventionen profitieren können, will die Landesregierung künftig auch die
offene Jugendarbeit – das heisst die professionelle Tätigkeit abseits von Vereinen und
Verbänden – finanziell unterstützen. Schliesslich sollen auch die Beiträge an die
Eidgenössische Jugendsession gesetzlich verankert werden.  84

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.10.2009
ANDREA MOSIMANN

Im September verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zur Totalrevision des
Jugendförderungsgesetzes. Er hielt dabei weitgehend an der Vernehmlassungsvorlage
fest, obwohl diese auf erhebliche Kritik gestossen war. Den Kantonen griff der Entwurf
zu stark in ihre Kompetenzen ein. Die Linken und die Jugendverbände bemängelten, der
Bund investiere zu wenig Geld in die Jugendarbeit, und den Rechten ging das Gesetz
schlicht zu weit. Die Vorlage, welche der Bundesrat nun dem Parlament unterbreitet,
sieht eine Ausweitung der Zielgruppe auf Kinder ab dem Kindergartenalter vor und will
insbesondere die Koordination und Vernetzung aller jugendpolitischen Akteure
verbessern. Bei der Förderung von Kindern und Jugendlichen will der Bundesrat die
Akzente weg von der traditionellen, an eine Mitgliedschaft gebundene ausserschulische
Jugendarbeit hin zur offenen Jugendarbeit verschieben. Traditionelle Verbände wie
Pfadfinder, Jungwacht oder Cevi müssen Beitragskürzungen hinnehmen. Bei der
Vergabe von Bundesgeldern sollen Projekte, welche die Partizipationsmöglichkeiten der
Jugendlichen beziehungsweise die Gleichstellung der Geschlechter fördern oder
Jugendliche mit besonderem Unterstützungsbedarf berücksichtigen, bevorzugt
werden. Der Bundesrat rechnet damit, dass sich der Förderbeitrag des Bundes in den
ersten drei Jahren nach der geplanten Inkraftsetzung von 7 auf 10 Mio Fr. erhöhen und
sich mittelfristig bei 8,4 Mio Fr. einpendeln wird. Grund für den kurzfristigen Anstieg
sind die befristeten Anschubfinanzierungen zugunsten der Kantone. 85
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Das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement eröffnete das
Vernehmlassungsverfahren zur Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des
Europarates zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem
Missbrauch (Lanzarote-Konvention). 86

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.09.2011
ANITA KÄPPELI

Im Frühling begann der Ständerat die Diskussion des Entwurfes zu einer Totalrevision
des Kinder- und Jugendförderungsgesetz (KJFG), welchen der Bundesrat im
September 2010 präsentiert hatte. Durch diese Totalrevision soll den veränderten
gesellschaftlichen Gegebenheiten besser Rechnung getragen werden. Über das
Gesamtanliegen war sich die kleine Kammer einig und dieses wurde einstimmig
befürwortet – allerdings mit Änderungen am Entwurf des Bundesrates. Bei der
ausführlichen Grundsatzdebatte im Ständerat zeigte sich, dass die parlamentarischen
Interessenvertreter der grossen Jugendverbände – die Ständeräte Janiak (sp, BL), Marty
(fdp, TI) und Schwaller (cvp, FR) – um die finanzielle Unterstützung von Pfadi,
Jungwacht, Blauring und Cevi fürchteten. Ihre Einzelanträge für eine Besserstellung
dieser Vereine waren dennoch chancenlos. Bei den Beratungen im Nationalrat forderte
eine Minderheit Müri (svp, LU) Nichteintreten, mit der Begründung dass die Kinder- und
Jugendförderung eine kommunale und kantonale Aufgabe sei. Die Mehrheit folgte
dieser Argumentation nicht und beschloss mit 95 zu 37 Stimmen Eintreten. Ein
Minderheitenantrag Prelicz-Huber (gp, ZH), welcher die Festsetzung der Altersgrenze
für die Adressaten des Gesetzes von 25 auf 30 Jahre erhöhen wollte, wurde abgelehnt.
Einzig der Minderheitsantrag Häberli-Koller (cvp, TG), der die Bedingung im Gesetz
streichen wollte, dass Jugendaustauschorganisationen nur noch finanzielle
Unterstützung erhalten können, wenn sie mindestens 50 solche Austausche pro Jahr
realisieren, erhielt ausreichend Unterstützung aus dem bürgerlichen Lager. Der
Ständerat hielt bei der Differenzbereinigung in der Herbstsession jedoch an seiner
anfänglichen Einschätzung fest und lehnte es aus Effizienzgründen ab, auch sehr kleine
Austauschorganisationen, für die 50 Austausche nicht möglich sind, finanziell zu
unterstützen. Der Nationalrat hielt anschliessend nicht an seinem Einwand fest und
stimmte dem Gesetzesentwurf des Ständerats ebenfalls diskussionslos zu. Das neue
Kinder- und Jugendförderungsgesetz wurde in der Schlussabstimmung im Ständerat
einstimmig, im Nationalrat mit 141 zu 53 Stimmen angenommen. Mit dem Gesetz nicht
einverstanden war bis zum Schluss die SVP. 87

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.09.2011
ANITA KÄPPELI

En 2010, le Conseil national avait accepté une motion Amherd (pdc, VS) « Mieux lutter
contre la prostitution enfantine ». En 2011, le Conseil des Etats avait suivi cet avis. Il
avait traité dans le même temps deux initiatives cantonales émanant du Valais et de
Genève ayant le même objet. Les sénateurs avaient alors refusé de donner suite à ces
initiatives, la motion Amherd acceptée satisfaisant le but des deux initiatives
cantonales. En 2012, le Conseil national a examiné ces deux initiatives cantonales, ainsi
que deux initiatives parlementaires Galladé (ps, ZH) et Barthassat (pdc, GE) ayant le
même objet. A l’inverse du Conseil des Etats, le Conseil national a donné suite aux
quatre initiatives. Cette acceptation massive s’explique par la volonté du Conseil
national de mettre le gouvernement sous pression afin de mettre fin à l’exception
helvétique, puisque la Suisse est le seul pays européen à permettre la prostitution de
mineurs. De retour à la chambre haute, les quatre initiatives ont été refusées afin
d’éviter un travail en parallèle entre le Conseil fédéral et les chambres parlementaires,
la motion Amherd ayant été acceptée en 2011. En juillet, le Conseil fédéral a cependant
proposé au parlement de classer cette motion Amherd. En effet, le Gouvernement a
présenté un message au parlement en vue d’approuver la Convention du Conseil de
l’Europe sur la protection des enfants contre l‘exploitation et les abus sexuels
(convention de Lanzarote). La mise en œuvre de cette convention, qui demande
notamment une modification du code pénal, répondra ainsi aux revendications de la
motion Amherd. Le Conseil des Etats a accepté le projet en y apportant de légères
modifications. Le Conseil national devra également se prononcer sur le sujet. 88
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Zusammenfassung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Neues Bundesgesetz über den Jugendschutz in den Bereichen Film und Videospiele
(BRG 20.069)

Mit dem neuen Jugendschutzgesetz wollte der Bundesrat Minderjährige besser vor
Gewalt- und Sexualdarstellungen in Filmen und Videospielen schützen. Hierfür sah er
unter anderem eine schweizweit einheitliche Alterskennzeichnung und -kontrolle vor,
welche nicht nur für Kinos oder Verkaufsstellen von Filmen und Videospielen gelten
soll, sondern auch für Streamingdienste. Zudem wollte er neu gebildete
Jugendschutzgruppen mit der konkreten Erarbeitung der Schutzregelungen
beauftragen. Insbesondere drei Punkte sorgten für Diskussionen in den Räten: der
Umgang mit Mikrotransaktionen; die Frage, ob Expertinnen und Experten nebst den
Branchenverbänden als ständige Mitglieder in die Jugendschutzgruppen eingebunden
werden müssen, sowie die Förderung der Medienkompetenz von Jugendlichen und
Massnahmen zur Prävention in diesem Bereich. Ein Komitee um die Piratenpartei
versuchte nach Annahme des Entwurfs durch das Parlament im Herbst 2022 erfolglos,
das Referendum zu ergreifen. Das Komitee störte sich vor allem an den neu
vorgesehenen Alterskontrollen im Internet.

Chronologie
Vernehmlassung
Botschaft des Bundesrates
Eintretensdebatte Nationalrat
Erste Detailberatung Nationalrat
Erste Detailberatung Ständerat
Differenzbereinigung Nationalrat
Differenzbereinigung Ständerat
Zweite Runde der Differenzbereinigung in National- und Ständerat,
Schlussabstimmungen
Gescheitertes Referendum der Piratenpartei
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.03.2019
SARAH KUHN

An seiner Sitzung vom 15. März 2019 verabschiedete der Bundesrat seinen Vorentwurf
zum neuen Bundesgesetz über den Jugendschutz bei Filmen und Videospielen und
schickte ihn bis zum 24. Juni in die Vernehmlassung. Die Vorlage sah neue und
erweiterte Regularien für einen besseren Schutz von Minderjährigen vor Gewalt- und
Sexualdarstellungen in Filmen und Videospielen vor und verlangte eine schweizweite
verpflichtende Alterskennzeichnung und -kontrolle für u.a. Kinos, Videotheken und
Videoportale. Die Regelsysteme zur Handhabung der Altersfragen sollen primär von
Akteuren des Film- und Videospielebereichs entwickelt werden. Hierfür würden sich
die Beteiligten zu einer Jugendschutzorganisation zusammenschliessen und ein
Jugendschutzreglement erarbeiten, das dem Bundesrat zur Verbindlicherklärung
vorgelegt werden soll. Während die konkrete Umsetzung in den Zuständigkeitsbereich
der Schutzorganisation fallen soll, würden Bund und Kantone eine überwachende
Funktion übernehmen. Im Falle, dass auch zwei Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes
keine Verbindlicherklärung erfolgt sein sollte, erlasse der Bundesrat die notwendigen
Vorschriften für den Film- und/oder Videospielebereich.
In Anlehnung an die erst kürzlich revidierte EU-Richtlinie über audiovisuelle
Mediendienste (AVMD-Richtlinie) sollen auch Anbieterinnen und Anbieter von
Videoplattformen in die Pflicht genommen werden. Zudem sollen Abruf- und
Plattformdienste im Filmbereich mit Unternehmenssitz in der Schweiz gesetzlich
vergleichbare Verpflichtungen haben wie solche mit Sitz oder Tochtergesellschaften in
der EU. Für diese ebenfalls verpflichtend werde die Einrichtung eines
Altersprüfungssystems. Auch den Eltern sollen im Rahmen der neuen Gesetzesvorlage
erweiterte Schutzsystem zur Verfügung gestellt werden. So sollen diese bei
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Videoportalen und Plattformdiensten Kontroll- und Meldemöglichkeiten über die
Inhalte erhalten. Mit diesen Anpassungen wolle der Bundesrat ein europaweit
vergleichbares Jugendschutzniveau gewährleisten. 89
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